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2006

Verordnung
zur Einführung 

der Serviceportal.NRW-Verordnung 
und zur Änderung 

der Servicekonto.NRW-Verordnung

Vom 10. Dezember 2020

Auf Grund des §  23 Absatz  1 Nummer  1 und 1a des 
 E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 
2016 (GV. NRW. S. 551), der durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S.  644, ber. S.  702) neu-
gefasst worden ist, verordnet das Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie im Einver-
nehmen mit dem Ministerpräsidenten und allen Minis-
terien:

Artikel 1
Verordnung über den Betrieb und Ausgestaltung des 
Serviceportals.NRW gemäß § 5 a des E-Government- 

Gesetzes (Serviceportal.NRW-Verordnung)

§ 1
Zweck und Anwendungsbereich

(1) Diese Rechtsverordnung regelt die technischen und 
funktionalen Rahmenbedingungen zur Bereitstellung 
von Verwaltungsleistungen über das Serviceportal.NRW 
im Sinne von § 5a Absatz 1 des E-Government-Gesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 551), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juni 
2020 (GV. NRW. S.  644), Serviceportal.NRW geändert 
worden ist. Es dient dabei als Dienstleistungsportal zur 
Bereitstellung von elektronischen Verwaltungsleistungen, 
das von Behörden des Landes genutzt werden kann, um 
Verwaltungsdienstleistungen gemäß § 1 Absatz 3 des On-
linezugangsgesetzes vom 14. August 2017 (BGBl.  I 
S. 3122, 3138), das durch Artikel 77 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, elek-
tronisch anzubieten.

(2) Die Nutzung von Serviceportal.NRW ist für die Be-
hörden des Landes freiwillig.

(3) Zum Zweck der arbeitsteiligen Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes kann Serviceportal.NRW auch elek-
tronische Anträge und erforderliche Unterlagen 

1.  an eine öffentliche Stelle der Länder oder des Bundes 
übermitteln, sofern diese für die Durchführung des 
Verwaltungsverfahrens verantwortlich ist, oder

2.  von öffentlichen Stellen der Länder oder des Bundes 
zur Übermittlung an die zuständige Behörde entge-
gennehmen.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) „Serviceportal.NRW“ ist ein Verwaltungsportal im 
Sinne von § 2 Absatz 2 des Onlinezugangsgesetzes.

(2) „Verwaltungsleistungen“ sind im Sinne von §  2 Ab-
satz  3 des Onlinezugangsgesetzes die elektronische Ab-
wicklung von Verwaltungsverfahren und die dazu erfor-
derliche elektronische Information des Nutzers und 
Kommunikation mit dem Nutzer über allgemein zugäng-
liche Netze.

(3) „Nutzer“ sind im Sinne von § 2 Absatz 4 des Online-
zugangsgesetzes natürliche und juristische Personen, 
Vereinigungen, soweit ihnen ein Recht zustehen kann, 
und Behörden, soweit sie Verwaltungsleistungen in An-
spruch nehmen.

(4) Ein Nutzerkonto ist eine zentrale Identifi zierungs- 
und Authentifi zierungskomponente, zur einmaligen oder 
dauerhaften Identifi zierung der Nutzer im Sinne von § 2 
Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes. 

(5) „Zuständige Behörde“ ist eine Behörde im Sinne von 
§  1 des E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfalen, 
die für die Durchführung eines Verwaltungsverfahrens 
zuständig ist.

(6) „Erforderliche Unterlagen“ sind alle für ein Verwal-
tungsverfahren vorzulegende Nachweise im Sinne von 
§  8 Absatz  1 des E-Government-Gesetzes Nordrhein-
Westfalen. 

(7) „Elektronische Anträge“ sind Anträge auf Verwal-
tungsleistungen, deren Antragsdaten elektronisch erfasst 
und weiterverarbeitet werden.

(8) Ein „Antragsassistent“ ist eine in Serviceportal.NRW 
integrierte Einrichtung, mit deren Hilfe der Nutzer 
durch eine schrittweise geführte Eingabe von Daten ei-
nen elektronischen Antrag über das Portal erstellen 
kann.

(9) Das „Vertrauensniveau“ eines Verwaltungsverfahrens 
ist das notwendige Sicherheitsniveau eines Identifi zie-
rungsmittels gemäß der Verordnung (EU) Nr.  910/2014 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 
2014 über elektronische Identifi zierung und Vertrauens-
dienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 
257 vom 28.8.2014, S. 73, L 023 vom 29.1.2015, S. 19, L 
155 vom 14.6.2016, S.  44), das zur Identifi zierung eines 
Nutzers in dem Verwaltungsverfahren benötigt wird.

(10) Die „Verwaltungssuchmaschine“ (VSM) ist die zent-
rale Informationsquelle in Nordrhein-Westfalen zum Abruf 
von Leistungsbeschreibungen zu Verwaltungsleistungen al-
ler föderaler Ebene gemäß Föderalem Informationsma-
nagement (FIM) sowie der Abfrage von Zuständigkeiten als 
Zuordnung zwischen Leistung und Organisationseinheit. 
Die Daten der VSM können über Schnittstellen von allen 
Portalen abgerufen werden. Die Daten der VSM werden an 
den Portalverbund von Bund und Ländern übermittelt.

(11) Externe Dienste sind elektronische Dienste, die von 
einem Anbieter in eigener datenschutzrechtlicher Verant-
wortung betrieben werden und auch unabhängig von 
Serviceportal.NRW eingesetzt werden können.

(12) XÖV-Standards sind Spezifi kationen zum Daten-
austausch in der öffentlichen Verwaltung oder zwischen 
der öffentlichen Verwaltung und Dritten in Bezug auf die 
auszutauschenden Datenobjekte, Datenformate und Ver-
fahren zur Datenübertragung, deren Verbindlichkeit 
durch Beschluss des IT-Planungsrats oder durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften hergestellt wurden.

§ 3
Funktionen von Serviceportal.NRW

(1) Serviceportal.NRW ermöglicht eine elektronische 
Antragsstellung durch die Eingabe von Daten zur Erstel-
lung eines elektronischen Antrags und die Übermittlung 
dieser elektronischen Anträge und der erforderlichen 
Unterlagen an die zuständige Behörde.

(2) Serviceportal.NRW ermöglicht die elektronische 
Identifi zierung von Nutzern über Servicekonto.NRW ge-
mäß §  3 der Servicekonto.NRW-Verordnung vom 30. 
März 2017 (GV. NRW. S. 382), die durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S.  644) geändert 
worden ist, oder ein anderes Nutzerkonto gemäß § 3 Ab-
satz 2 des Onlinezugangsgesetzes.  

(3) Fallen für eine über das Portal angebotene Verwal-
tungsleistung Verwaltungsgebühren an, lassen sich diese 
Gebühren eindeutig aus den Antragsdaten bestimmen 
und sind nicht vom weiteren Verlauf der Antragsbearbei-
tung abhängig, so ermöglicht Serviceportal.NRW dem 
Nutzer die Einzahlung dieser Gebühr über ein elektroni-
sches Zahlungsverfahren im Sinne von §  7 des E-Go-
vernment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen. Die zur Nut-
zung des Zahlverfahrens im Rahmen der Verwaltungs-
leistung notwendigen vertraglichen und rechtlichen 
Voraussetzungen obliegen der zuständigen Behörde.

(4) Serviceportal.NRW ermöglicht die Zwischenspeiche-
rung von noch nicht vollständig erstellten elektronischen 
Anträgen. Voraussetzung für die Zwischenspeicherung 
ist die Identifi zierung des Nutzers gegenüber dem Portal 
über ein permanentes Nutzerkonto. Der Zugriff auf ei-
nen gespeicherten Antrag setzt die Authentifi zierung 
mindestens auf dem für das betroffene Verwaltungsver-
fahren notwendigen Vertrauensniveau voraus. Zwischen-
gespeicherte Anträge können vom Nutzer vervollständigt 
oder gelöscht werden. Zwischengespeicherte Anträge 
werden spätestens drei Monate nach der letzten Bearbei-
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tung oder nach Übermittlung an die zuständige Behörde 
automatisch gelöscht. 

§ 4
Datenverarbeitung

(1) Der Zweck der Datenverarbeitung von Serviceportal.
NRW liegt in der Abwicklung der elektronischen An-
tragstellung sowie in der Übermittlung von Antragsda-
ten und der erforderlichen Unterlagen an die zuständige 
Behörde.

(2) Das für Digitalisierung zuständige Ministerium ist im 
Fall des § 1 Absatz 1 für die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten innerhalb von Serviceportal.NRW im Sinne 
des Artikels 4 Nummer  7 der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 
vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72, L 127 vom 
23.5.2018, S. 2) verantwortlich. Es kommt den Informati-
onspfl ichten aus Artikel 13 und 14 der Datenschutz-
Grundverordnung nach und ist Ansprechpartner für die 
Wahrung der übrigen Rechte betroffener Personen aus Ar-
tikel 15 bis 22 der Datenschutz-Grundverordnung. Die 
datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit der Stellen, an 
die zum Zwecke der Abwicklung einer Verwaltungsleis-
tung personenbezogene Daten übermittelt werden, bleibt 
unberührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten im Fall des §  1 
Absatz 3 Nummer 1. 

(3) Die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit der 
Stellen, von denen im Fall des §  1 Absatz  3 Nummer  2 
personenbezogene Daten zur Übermittlung an die zu-
ständige Behörde entgegengenommen werden, bleibt un-
berührt. Das für Digitalisierung zuständige Ministerium 
wird hierbei als Auftragsdatenverarbeiter im Sinne des 
Artikel 28 der Datenschutzgrundverordnung tätig.

(4) Zum Zwecke der Identifi zierung und Authentifi zie-
rung eines Nutzers werden an das für Digitalisierung zu-
ständige Ministerium die personenbezogenen Daten 
übermittelt, die auf Grundlage von §  6 Absatz  1 und 2 
der Servicekonto.NRW-Verordnung oder auf Grundlage 
einer anderen die Datenverarbeitung eines Nutzerkontos 
gemäß § 3 Absatz 2 des Onlinezugangsgesetzes regelnden 
Rechtsgrundlage verarbeitet werden. Die datenschutz-
rechtliche Verantwortlichkeit der jeweils für die Bereit-
stellung von Nutzerkonten und für die zulässige Über-
mittlung der Identitätsdaten zuständigen Stellen bleibt 
unberührt.

(5) Die für die Durchführung der jeweiligen Verwal-
tungsleistung erforderlichen Daten können zum Zwecke 
der Übermittlung an die zuständige Behörde im Portal 
gespeichert und verarbeitet werden. Die Daten sind nach 
Übermittlung an die zuständige Behörde zu löschen.

§ 5
Bereitgestellte Verfahren

(1) Zur Bereitstellung eines Verfahrens in Serviceportal.
NRW sind durch die zuständige Behörde oder deren 
übergeordnete Behörde folgende Informationen bereitzu-
stellen:

1.  zuständige Behörde,

2.  FIM-Verfahrensbeschreibung (X-Datenfelder und 
FIM Leistungsbeschreibung), 

3.  Ablauf der schrittweisen geführten Eingabe zur Er-
stellung des Antrags im Sinne von § 2 Absatz 8, 

4.  Gültigkeitsinformationen zum Antrag (von-bis), 

5.  zur Identifi zierung eines Antragstellers notwendigen 
Datenfelder gemäß §  6 Absatz 1 der Servicekonto.
NRW-Verordnung,

6.  das Vertrauensniveau zur Identifi zierung,

7.  Angabe, ob für den Antrag die Schriftform erforder-
lich ist,

8.  Aufl istung der erforderlichen Unterlagen, die bei 
Antragstellung eingereicht werden müssen oder 
können mit Angabe über Dateiformat, zulässige Da-

teigrößen und die Notwendigkeit einer elektroni-
schen Signatur oder Siegelung der Unterlagen und

9.  die Gebühr oder der Gebührenrahmen sowie die An-
gabe, ob die Gebühr bei Antragstellung entrichtet 
werden muss oder kann,

10.  personenbezogene Daten, die für das Verfahren erho-
ben werden müssen,

11.  Kontaktdaten des oder der behördlichen Daten-
schutzbeauftragten der zuständigen Behörde,

12.  die Zwecke und Rechtsgrundlage der Datenverar-
beitung,

13.  die Dauer der Speicherung der personenbezogenen 
Daten bei der zuständigen Behörde,

14.  gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von 
Empfängern von personenbezogenen Daten, 

15.  gegebenenfalls die Mitteilung über die Absicht, die 
personenbezogenen Daten an ein Drittland oder eine 
internationale Organisation zu übermitteln.

(2) Zudem sollen folgende weitere Informationen bereit-
gestellt werden:

1.  OZG-Referenzprozess, 

2.  geltender XÖV-Standard zur Übermittlung der An-
tragsdaten und 

3.  Angaben zu den Stellen, an die sich ein Nutzer bei 
Fragen zum Verwaltungsverfahren wenden kann.

(3) Die Verwaltungsleistung ist durch die zuständige Be-
hörde im Deutschen Verwaltungsdiensteverzeichnis ein-
zutragen, soweit dies für die Übermittlung des Antrags 
einschließlich der erforderlichen Unterlagen an die zu-
ständige Behörde erforderlich ist.

§ 6
Zuständige Stelle

(1) Die für die Bereitstellung und den Betrieb des Ser-
viceportal.NRW zuständige Stelle ist das für Digitalisie-
rung zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen. Hierfür ist die Einbindung Dritter zulässig. 
Die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit bleibt da-
von unberührt.

(2) Die Zuständigkeit nach Absatz  1 Satz  1 umfasst 
nicht die Errichtung und den Betrieb der vom Portal ge-
nutzten externen Dienste.

§ 7
Schnittstellen, Standards, Formate

(1) Das Serviceportal.NRW kann ohne weitere Schutz-
maßnahmen für die Bereitstellung von elektronischen 
Verwaltungsangeboten genutzt werden, die einen 
Schutzbedarf in Bezug auf die Dimensionen „Vertrau-
lichkeit“, „Integrität“ und „Verfügbarkeit“ von maximal 
„hoch“ haben. Für Verwaltungsangebote, die einen höhe-
ren Schutzbedarf haben, muss in Abstimmung zwischen 
der für das Verwaltungsangebot zuständigen Behörde 
und der für Serviceportal.NRW zuständigen Stelle ge-
klärt werden, ob zusätzliche Maßnahmen umgesetzt wer-
den können, die eine Bereitstellung des Verwaltungsan-
gebots auf Serviceportal.NRW ermöglichen. Die nach § 6 
zuständige Stelle stellt sicher, dass Serviceportal.NRW 
dem notwendigen Schutzbedarf gemäß Satz 1 und Satz 2 
genügt. 

(2) Für die Übermittlung von Anträgen und erforderli-
chen Unterlagen an die zuständige Behörde gilt: 

1.  Die Datenübertragung soll mittels geeigneter, durch 
den IT-Planungsrat festgelegter Standards erfolgen.

2.  Zur Datenübertragung der Anträge sollen geeignete, 
durch den IT-Planungsrat festgelegte strukturierte 
Dateiformate genutzt werden. Dem Antrag kann zu-
sätzlich eine menschenlesbare Version des Antrags in 
PDF-Format beigefügt werden. Weichen  die struktu-
rierte Datei und die PDF-Datei inhaltlich voneinan-
der ab, so gelten die Angaben in der strukturierten 
Datei. Von der Übermittlung der strukturierten Datei  
kann abgesehen werden, wenn für die Bearbeitung 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 58 vom 22. Dezember 20201214

durch die zuständige Behörde ausschließlich die PDF-
Datei genutzt wird.

3.  Die Datenübertragung kann sowohl per Datenüber-
mittlung an ein durch die zuständige Behörde ge-
nanntes technisches Zielsystem als auch durch Bereit-
stellung  zum Abruf durch die zuständige Behörde 
erfolgen.

(3) Die verantwortliche Stelle nach § 4 Absatz 2 legt die 
technischen und organisatorischen Rahmenbedingungen 
für die Entgegennahme von erforderlichen Unterlagen 
fest und veröffentlicht diese im Informationsangebot von 
Serviceportal.NRW. Zu den technischen Rahmenbedin-
gungen gehören insbesondere

1.  zulässige Dateiformate,

2.  maximale Dateigröße einzelner Unterlagen, 

3.  Anzahl und Gesamtgröße der Unterlagen und

4.  Vorgaben zur Vermeidung von Schadprogrammen.

§ 8
Verfahrensabwicklung

(1) Das Portal identifi ziert den Nutzer über ein Nutzer-
konto auf dem notwendigen Vertrauensniveau. Die zur 
Identifi zierung notwendigen Daten werden nach Zustim-
mung durch den Antragsteller vom Nutzerkonto in den 
elektronischen Antrag übertragen. 

(2) Erfolgt die Identifi zierung und Authentifi zierung an 
dem Portal mittels eines permanenten Nutzerkontos im 
Sinne von § 3 Absatz 4 der Servicekonto.NRW-Verordnung 
können Anträge, die noch nicht an die zuständige Behörde 
übermittelt wurden, auf dem Portal zwischengespeichert 
und nach erfolgreicher Authentifi zierung weiterbearbeitet 
werden. Es gelten die Regelungen in § 3 Absatz 4. 

(3) Erfolgt die Identifi zierung an dem Portal mittels eines 
permanenten Nutzerkontos im Sinne von § 3 Absatz 4 der 
Servicekonto.NRW-Verordnung und bietet dieses perma-
nente Nutzerkonto eine Funktion zur Übermittlung von 
Dokumenten und Nachrichten auf dem für das Verfahren 
festgelegten Vertrauensniveau, so wird mit Übermittlung 
des Antrags an die zuständige Behörde zusätzlich eine 
Adressierungsmöglichkeit zur Übermittlung von Nach-
richten an das Nutzerkonto übermittelt. Zusätzlich wird 
eine Kopie des Antrags einschließlich der erforderlichen 
Unterlagen an das Nutzerkonto übermittelt. 

(4) Die für die Abwicklung erforderlichen Unterlagen 
können unter Einhaltung der in §§ 5 und 7 festgelegten 
Rahmenbedingungen auf das Portal hochgeladen wer-
den. Soweit das zur Identifi zierung genutzte Nutzer-
konto gemäß § 4 Absatz 4 die Übermittlung von Dateien 
ermöglicht (Dokumentensafe), können Unterlagen nach 
Zustimmung im Einzelfall durch den Nutzer auch aus 
dem Nutzerkonto übermittelt werden. Dies gilt auch für 
Unterlagen, die von der zuständigen Behörde nachgefor-
dert wurden. In diesem Fall können die Unterlagen in 
Bezug auf die Nachforderung auch ohne einen elektroni-
schen Antrag nach Zustimmung durch den Nutzer von 
Serviceportal.NRW an die zuständige Behörde übermit-
telt werden.

(5) Besteht bei einer erforderlichen Unterlage die Ver-
pfl ichtung, dass dieser mit einer qualifi zierten elektroni-
schen Signatur oder einem qualifi zierten elektronischen 
Siegel versehen sein muss, prüft das Portal diese elektro-
nische Signatur und dokumentiert das Prüfergebnis.

(6) Die Übermittlung des Antrags einschließlich der er-
forderlichen Unterlagen aus Serviceportal.NRW an die 
zuständige Behörde erfolgt nach ausdrücklicher Zustim-
mung durch den Nutzer. Ist für den Antrag die Schrift-
form erforderlich, so ist hierbei die Identität des Nutzers 
im Sinne des §  3a Absatz  2 Satz  5 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung 
festzustellen. Hierzu kann die Funktion des temporären 
Nutzerkontos im Sinne von §  3 Absatz  4 der Service-
konto.NRW-Verordnung genutzt werden.

(7) Ist die Abwicklung der Verwaltungsleistung von der 
Begleichung einer Gebührenforderung abhängig, so er-
möglicht das Portal die Begleichung dieser Gebühr vor 

Übermittlung des Antrags an die zuständige Behörde. Ist 
das Begleichen der Gebühr bei Antragstellung notwendig, 
so wird der Antrag nur an die zuständige Behörde über-
mittelt, wenn die Begleichung der Gebühr erfolgreich war. 

(8) Das Portal dokumentiert die erfolgte Identitätsfest-
stellung sowie Begleichung der Gebührenforderung und 
Signaturüberprüfung und stellt diese Dokumentation 
der zuständigen Behörde mit dem Antrag zur Verfügung.

(9) Der elektronische Antrag gilt mit Beginn der Über-
mittlung von Serviceportal.NRW an die zuständige Be-
hörde als eingegangen. Der Nutzer wird über den Beginn 
der Übermittlung durch Anzeige im Portal informiert. 
Hierzu werden der Zeitpunkt der Übermittlung sowie 
eine Transferticketnummer angezeigt, mittels derer die 
zuständige Stelle nach § 6 Absatz 1 die Übermittlung des 
Antrags an die zuständige Behörde im Bedarfsfall fest-
stellen kann. Zusätzlich zu der Übermittlung gemäß Ab-
satz 3 Satz 2 wird der nutzenden Person die Möglichkeit 
geboten, eine Kopie des Antrags einschließlich der erfor-
derlichen Unterlagen, der Transferticketnummer und der 
Angabe zum Zeitpunkt der Übermittlung per Download 
lokal zu speichern.

§ 9
Portal-Verknüpfung (NRW-intern)

(1) Werden Verwaltungsleistungen durch Behörden des 
Landes auf anderen Verwaltungsportalen angeboten 
(Fachportale im Sinne des § 5a Absatz 2 des E-Govern-
ment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen), so sind diese Por-
tale mit dem Serviceportal.NRW zu verknüpfen. Die Ver-
knüpfung erfolgt über die VSM. 

(2) Für die Verknüpfung stellen die Betreiber der Fach-
portale für alle auf den Portalen angebotenen Leistun-
gen die Leistungsbeschreibungen gemäß FIM inklusive 
der Internet-Adresse der angebotenen Online-Dienste 
sowie die Zuordnung der Leistung zu den für den Vollzug 
zuständigen Organisationseinheiten über eine der ange-
botenen Schnittstellen der Verwaltungssuchmaschine 
(Redaktionssystem der Landesredaktion, XZuFi Import, 
RDFa Tags) bereit. Alle anderen Portale des Portalver-
bundes können diese Informationen abfragen und so die 
Verknüpfung mit dem Fachportal im Sinne des Online-
zugangsgesetz sicherstellen. 

§ 10
Portal-Verknüpfung (deutschlandweit)

(1) Die Verknüpfung der Portale des Landes mit den Por-
talen des Bundes und anderer Länder gemäß §  1 Ab-
satz  2 des Onlinezugangsgesetzes erfolgt über die VSM. 
Die in der VSM enthaltenen Daten zu Leistungsbeschrei-
bungen und Zuständigkeiten in Nordrhein-Westfalen 
werden über die im Portalverbund Bund-Länder festge-
legtem XZuFi – Schnittstellen dem Sammlerdienst des 
Online-Gateways des Portalverbundes bereitgestellt.

(2) Suchanfragen zu Leistungen und Zuständigen außer-
halb des Landes Nordrhein-Westfalen können an die VSM 
gestellt werden. Diese liefert nach Abfrage des Suchdiens-
tes des Online-Gateways des Portalverbundes entspre-
chende Ergebnisse an die anfragenden Portale zurück. 

§ 11
Kosten

(1) Die Kosten für Bereitstellung, Weiterentwicklung 
und Betrieb von Serviceportal.NRW trägt die zuständige 
Stelle nach § 6 Absatz 1.

(2) Die Kosten für Entwicklung, Weiterentwicklung, Be-
reitstellung und Pfl ege eines auf Serviceportal.NRW be-
reitgestellten Verfahrens trägt die zuständige Behörde.

(3) Die Kosten für die Nutzung gemäß § 1 Absatz 3 soll 
anteilig die zuständige Stelle übernehmen soweit die 
Kosten bestimmt werden können und die Abrechnung 
wirtschaftlich ist.

§ 12
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2025 außer Kraft.
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Artikel 2
Änderung der Servicekonto.NRW-Verordnung

Die Servicekonto.NRW-Verordnung vom 30. März 2017 
(GV. NRW. S. 382), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
30. Juni 2020 (GV. NRW. S.  644), geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 4 Satz 4 wird das Wort „zwei“ durch das 
Wort „drei“ ersetzt.

 b)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:

   „(6) Bei dauerhafter Speicherung der Identitätsda-
ten im Sinne von Absatz  4 bietet Servicekonto.
NRW der nutzenden Person die Funktion, eine 
Empfangsmöglichkeit für die Übermittlung von 
Dokumenten und Nachrichten einzurichten (Post-
korb). Erfolgt eine elektronische Identifi zierung 
über ein permanentes Nutzerkonto mit eingerich-
teter Empfangsmöglichkeit, so eröffnet die nut-
zende Person der Behörde für die Verwaltungsleis-
tung, in deren Rahmen die Identifi zierung erfolgt, 
den Zugang für die Übermittlung von Dokumenten 
und Nachrichten. Insbesondere gilt dieser Kommu-
nikationsweg als Antwortweg gemäß § 4 Absatz 1 
des E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfa-
len.“

2.  In § 4 Absatz 1 werden nach dem Wort „Ausweisdoku-
ment“ die Wörter „und zur Kommunikation zwischen 
den Behörden und nutzenden Personen über die Post-
korbfunktion im Sinne des § 8“ eingefügt.

3.  Dem § 5 wird folgender Satz angefügt:

  „Außerdem dient Servicekonto.NRW in den Fällen, in 
denen die nutzende Person die Postkorb-Funktion 
einrichtet, auch zur Übermittlung von Nachrichten 
und Dokumenten von den Behörden an die nutzende 
Person.“

4.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Der Überschrift werden die Wörter „und Kommu-
nikation“ angefügt.

 b)  In Absatz  4 werden nach dem Wort „Identifi ka-
tion“ die Wörter „und Kommunikation“ eingefügt.

5.  Nach § 7 wird folgender § 8 eingefügt:

 „§ 8
 Postkorbfunktion

  (1) Die Einrichtung eines Postkorbs in einem perma-
nenten Nutzerkonto ist für die nutzende Person frei-
willig.

  (2) Der Postkorb kann jederzeit durch die nutzende 
Person gelöscht werden, soweit sich keine ungelesenen 
Nachrichten oder Dokumente in dem Postkorb befi n-
den. Wird das permanente Nutzerkonto gemäß § 3 Ab-
satz 4 Satz 2 gelöscht, so wird der Postkorb ebenfalls 
gelöscht. 

  (3) Wird ein permanentes Nutzerkonto gemäß § 3 Ab-
satz 4 Satz 3 gelöscht, so erfolgt diese Löschung auch, 
wenn sich ungelesene Nachrichten in dem Postkorb 
befi nden.

  (4) Erfolgt eine Identifi zierung über ein permanentes 
Nutzerkonto mit eingerichteter Empfangsmöglichkeit, 
so wird der Behörde neben den erforderlichen Identi-
tätsdaten eine Adressierungsmöglichkeit für den Post-
korb übermittelt, der zur Adressierung des Postkorbs 
durch die Behörde genutzt werden kann.

  (5) Ist in dem Postkorb eine Nachricht eingegangen, 
so wird die nutzende Person hierüber per E-Mail an 
die gemäß § 6 Absatz 2 hinterlegte Adresse informiert, 
ohne dabei auf Absender oder Inhalt der Nachricht 
Bezug zu nehmen. 

  (6) Um Nachrichten im Postkorb zu lesen, muss sich 
die nutzende Person an Servicekonto.NRW authentifi -
zieren. Die Authentifi zierung muss dabei mindestens 
auf dem Vertrauensniveau gemäß §  3 Absatz  3 erfol-
gen, das für die Identifi zierung für die Verwaltungs-
leistung notwendig ist. Authentifi ziert sich die nut-

zende Person an Servicekonto.NRW auf einem Ver-
trauensniveau, das nicht ausreicht, um im Postkorb 
vorhandene gelesene oder ungelesene Nachrichten 
und Dokumente zu lesen, wird dies im Postkorb ange-
zeigt. Nach Anmeldung auf einem geeigneten Vertrau-
ensniveau können Nachrichten angezeigt und Doku-
mente durch die nutzende Person heruntergeladen 
werden. Wurde eine Nachricht angezeigt beziehungs-
weise ein Dokument heruntergeladen, so wird die 
Nachricht beziehungsweise das Dokument als gelesen 
gekennzeichnet. Ansonsten gilt es als ungelesen. Gele-
sene Nachrichten und Dokumente können durch die 
nutzende Person aus dem Postkorb gelöscht werden.

  (7) Der Postkorb dient nicht zur dauerhaften Aufbe-
wahrung von Nachrichten und Dokumenten. Die dau-
erhafte Aufbewahrung eines Dokuments oder einer 
Nachricht obliegt der nutzenden Person.

  (8) Erfolgt die Übermittlung von Identifi kationsdaten 
gemäß §  6 Absatz  4 aus einem permanenten Nutzer-
konto mit eingerichteter Empfangsmöglichkeit, so 
gelten Absatz  4 sowie die Zugangseröffnung gemäß 
§ 3 Absatz 6 entsprechend.“

6.  Der bisherige § 8 wird § 9.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 10. Dezember 2020

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

– GV. NRW. 2020 S. 1212

2006

Dritte Verordnung zur Änderung 
der LeistungsabnahmeVO IT. NRW 

Vom 10. Dezember 2020

Auf Grund des § 14a Absatz 3 des Landesorganisations-
gesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), der durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. 
S. 462) eingefügt worden ist, verordnet das Ministerium 
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
mit Zustimmung der Landesregierung:

Artikel 1

Die LeistungsabnahmeVO IT.NRW vom 14. November 
2000 (GV. NRW. S.  700), die zuletzt durch Verordnung 
vom 4. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 944) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „durch Gesetz vom 
21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 403)“ durch die Wör-
ter „zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
30. Juni 2020 (GV. NRW. 644, ber. S.  702)“ er-
setzt und nach dem Wort „Landesverwaltung“ 
werden die Wörter „und die oder den Beauf-
tragten für Informationstechnik der Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen“ eingefügt.

  bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

   „Dazu gehören

   1. der Betrieb des Landesverwaltungsnetzes,

   2.  die Unterhaltung zentraler Infrastruktur-
leistungen zum Betrieb von Verfahren, die 
für den Erhalt der Funktionsfähigkeit der 
Landesverwaltung notwendig oder für die 
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öffentliche Sicherheit wesentlich sind und 
deshalb im Landesverwaltungsnetz betrie-
ben werden müssen, dabei handelt es sich 
insbesondere um Anwendungen, die auf-
grund den Vorschriften des Landes in die IT-
Struktur integriert werden müssen, davon 
ausgenommen sind die von den Sicherheits-
behörden betriebenen Verfahren,

   3.  der Betrieb des GEO-Informationszentrums,

   4.  die Bereitstellung der Landesdatenbank, 

   5.  die Durchführung des IT-Fortbildungspro-
gramms des für Digitalisierung zuständigen 
Ministeriums und 

   6.  die Erfüllung der informationstechnischen 
Aufgaben von grundsätzlicher und ressort-
übergreifender Bedeutung im Auftrag der 
oder des Beauftragten für Informationstech-
nik der Landesregierung Nordrhein-Westfa-
len nach § 22 Absatz 3 Nummer 6 des E-Go-
vernment-Gesetzes Nordrhein-Westfalen.“ 

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer 4 wird das Komma am Ende durch 
einen Punkt ersetzt.

  bb)  Nummer 5 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach dem Wort „das“ werden die Wörter „in 
Absatz 1 und 2“ eingefügt.

  bb)  Folgender Satz wird angefügt: 

    „Von der Abnahmeverpfl ichtung kann der oder 
die Beauftragte für Informationstechnik der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen den in 
Absatz  1 Satz  1 Genannten, insbesondere vor 
der Beauftragung eines Dritten, nach Abstim-
mung gemäß § 22 Absatz 2 des E-Government-
Gesetzes Nordrhein-Westfalen eine Ausnahme 
erteilen.“

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

  „§ 2 
  Aufträge ohne Abnahmeverpfl ichtung“.

 b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

   „(1) Sofern IT.NRW nach Erfüllung der Aufgaben 
nach § 1 noch personelle und technische Infrastruk-
tur zur Verfügung hat, können die in §  1 Absatz  1 
Satz 1 Genannten neben der verpfl ichtenden Inan-
spruchnahme von Leistungen nach § 1 auch weitere 
Aufträge für Entwicklung, Betrieb, Wartung und 
Pfl ege von IT-Verfahren oder sonstige Dienstleis-
tungen mit Bezug zu Informationstechnik an IT.
NRW vergeben. Diese sind nach § 22 Absatz 2 des 
E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfalen mit 
der oder dem Beauftragten für Informationstechnik 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen abzu-
stimmen.“

 c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden dem Wort „Leistungsbe-
schreibungen“ die Wörter „Soll ein Auftrag 
nach Absatz  1 Satz  1 an IT.NRW erteilt wer-
den, sind“ vorangestellt und nach dem Wort 
„Leistungsbeschreibungen“ wird das Wort 
„sind“ durch die Wörter „über eine Stelle des 
jeweiligen Ressorts“ ersetzt.

  bb)  Folgender Satz 4 wird angefügt:

    „Handelt es sich um ein IT-Standardprodukt 
im Sinne des Entgeltverzeichnisses für Leis-
tungen an Dienststellen der Landesverwaltung 
Nordrhein-Westfalens in der jeweils geltenden 
Fassung, ist eine Leistungsbeschreibung ge-
mäß Satz 1 entbehrlich.“

 d)  Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

   „(3) Der E-Government-Rat gemäß §  13a der Ge-
meinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien 

des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 2014 (MBl. 
NRW. S.  826), die zuletzt durch Bekanntmachung 
vom 27. August 2020 (MBl. NRW. S.  612) geändert 
worden ist, legt Kriterien zur Annahme und zur 
Prio risierung für Leistungen nach Absatz 1 fest.“

3.  In § 3 wird das Wort „dem“ gestrichen.

4.  In §  4 wird die Angabe „2020“ durch die Angabe 
„2025“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 10. Dezember 2020

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t

– GV. NRW. 2020 S. 1215

2124

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den 
Beruf der generalistisch ausgebildeten Pfl egefach-
assistentin und des generalistisch ausgebildeten 

Pfl egefachassistenten 
(Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
 Pfl egefachassistenz – Pfl fachassAPrV) 

Vom 9. Dezember 2020

Auf Grund des § 4 Nummer 14 des Landesausführungs-
gesetzes Pfl egeberufe vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. 
S.  767) verordnet das Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales nach Anhörung des für Pfl egeberufe 
zuständigen Ausschusses des Landtags:

Inhaltsübersicht

Teil 1
Berufsbezeichnung und Erlaubniserteilung

§ 1 Führen der Berufsbezeichnung

§ 2  Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis, 
Erlaubnisurkunde, Rücknahme, Widerruf und 
 Ruhen der Erlaubnis

Teil 2
Ausbildung

§ 3  Ausbildungsziel

§ 4  Ausbildungsstätten

§ 5  Dauer und Struktur der Ausbildung

§ 6  Theoretischer und praktischer Unterricht

§ 7  Praktische Ausbildung

§ 8  Träger der praktischen Ausbildung

§ 9  Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung

§ 10  Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen und 
 Verkürzung der Ausbildung

§ 11  Anrechnung von Fehlzeiten

Teil 3
Ausbildungsverhältnis

§ 12  Ausbildungsvertrag

§ 13  Pfl ichten des Trägers der praktischen Ausbildung

§ 14  Pfl ichten der oder des Auszubildenden

§ 15  Probezeit
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§ 16  Ende des Ausbildungsverhältnisses

§ 17  Kündigung des Ausbildungsverhältnisses

§ 18  Beschäftigung im Anschluss an das 
 Ausbildungsverhältnis

§ 19  Nichtigkeit von Vereinbarungen

§ 20  Ausschluss der Geltung von Vorschriften

Teil 4
Prüfungsbestimmungen

§ 21  Staatliche Prüfung

§ 22  Prüfungsausschuss

§ 23  Zulassung zur Prüfung

§ 24   Nachteilsausgleich

§ 25  Niederschrift

§ 26  Vornoten

§ 27  Leistungsbewertung

§ 28  Bestehen und Wiederholen der Prüfung

§ 29  Rücktritt von der Prüfung

§ 30  Versäumnisfolgen

§ 31  Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

§ 32  Prüfungsunterlagen

§ 33   Schriftlicher Teil der Prüfung

§ 34  Mündlicher Teil der Prüfung

§ 35  Praktischer Teil der Prüfung

Teil 5
Ordnungswidrigkeiten, Übergangs- 

und Schlussvorschriften

§ 36  Dienstleistungserbringung

§ 37  Ordnungswidrigkeiten

§ 38  Weitergeltung der Erlaubnis zur Führung der 
 Berufsbezeichnungen

§ 39  Weitergeltung staatlicher Anerkennung von 
 Schulen

§ 40  Übergangsvorschriften für begonnene 
 Ausbildungen in der Gesundheits- und 
 Krankenpfl egeassistenz und der Altenpfl egehilfe 
in Nordrhein-Westfalen

§ 41  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3

Anlage 4

Teil 1
Berufsbezeichnung und Erlaubniserteilung

§ 1
Führen der Berufsbezeichnung

Wer die Berufsbezeichnung „Pfl egefachassistentin“ oder 
„Pfl egefachassistent“ führen will, bedarf der Erlaubnis.

§ 2
Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis, 

 Erlaubnisurkunde, Rücknahme, Widerruf 
und Ruhen der Erlaubnis

(1) Eine Erlaubnis nach §  1 ist auf Antrag nach dem 
Muster der Anlage 4 zu erteilen, wenn die den Antrag 
stellende Person

1.  die durch diese Verordnung vorgeschriebene Ausbil-
dung abgeleistet und die staatliche Prüfung bestan-
den hat,

2.  sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus 
dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung des Be-
rufs ergibt, 

3.  in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Berufs 
nicht ungeeignet ist und

4.  über Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt, die 
zur Berufsausübung erforderlich sind. 

(2) Eine außerhalb der Bundesrepublik Deutschland er-
folgreich abgeschlossene Ausbildung wird anerkannt, 
wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes oder 
des Kenntnisstandes nachgewiesen wurde. Das Nähere 
regelt das Berufsqualifi kationsfeststellungsgesetz NRW 
vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

(3) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei der Er-
teilung der Erlaubnis eine der Voraussetzungen nach Ab-
satz  1 Nummer  1 bis 3 nicht vorgelegen hat oder die 
nachzuweisende Ausbildung nach §  38 Absatz  2 nicht 
abgeschlossen war. Die Erlaubnis ist zu widerrufen, 
wenn nachträglich die Voraussetzungen nach Absatz  1 
Nummer 2 und 3 weggefallen sind.

Teil 2
Ausbildung

§ 3
Ausbildungsziel

(1) Die Ausbildung für generalistisch ausgebildete Pfl e-
gefachassistentinnen und Pfl egefachassistenten soll ins-
besondere dazu befähigen, Pfl egefachpersonen bei der 
Erfüllung pfl egerischer Aufgaben zu unterstützen, deren 
Anordnungen fachgerecht unter entsprechender Aufsicht 
durchzuführen, die durchgeführten Maßnahmen den 
fachlichen und rechtlichen Anforderungen entsprechend 
zu dokumentieren und die erforderlichen Informationen 
weiterzuleiten. Dementsprechend soll die Ausbildung, 
entsprechend dem allgemein anerkannten Stand pfl ege-
wissenschaftlicher, medizinischer und weiterer bezugs-
wissenschaftlicher Erkenntnisse fachliche, personale, so-
ziale und methodische Kompetenzen zur Mitwirkung 
insbesondere bei der Gesundheitsförderung sowie der 
Versorgung und Begleitung von Menschen mit pfl egeri-
schem Unterstützungsbedarf sowie deren Angehörigen 
beziehungsweise nahestehenden Bezugspersonen vermit-
teln. Dabei sind die unterschiedlichen Pfl ege- und Le-
benssituationen sowie Lebensphasen und die Selbststän-
digkeit und Selbstbestimmung der Menschen zu berück-
sichtigen.

(2) Die Ausbildung nach Absatz 1 soll insbesondere dazu 
befähigen 

1.  die folgenden Aufgaben eigenständig auszuführen:

 a)  Pfl ege und Begleitung von Menschen aller Alters-
stufen in stabilen Pfl egesituationen, auf der Grund-
lage der individuellen Pfl egeplanung von Pfl ege-
fachpersonen,

 b)  im Pfl egeprozess bei der Erstellung der Biografi e 
und Pfl egeplanung unterstützend mitwirken, den 
Pfl egebericht fortschreiben und selbst durchge-
führte Tätigkeiten dokumentieren,

 c)  Kontakte mit zu pfl egenden Menschen herstellen, 
mit ihnen einen respektvollen Umgang pfl egen und 
sie unter Beachtung wesentlicher Vorbeugungs-
maßnahmen bei der Grundversorgung unterstüt-
zen, Ressourcen erkennen und aktivierend in die 
Pfl egehandlung einbeziehen,

 d)  individuelle, geschlechter- und kultursensible Un-
terstützung von zu pfl egenden Menschen bei der 
eigenständigen Lebensführung sowie der Erhal-
tung und Förderung sozialer Kontakte, unter Ein-
beziehung von Angehörigen beziehungsweise na-
hestehenden Bezugspersonen,

 e)  Beobachtung der Gesundheit und Erhebung sowie 
Weitergabe medizinischer Messwerte,

 f)  Erkennen akuter Gefährdungssituationen und 
Einleitung erforderlicher Sofortmaßnahmen,

 g)  bei der Unterstützung und Begleitung von Men-
schen mit pfl egerischem Unterstützungsbedarf in-
terdisziplinär mit anderen Institutionen und Be-
rufsgruppen zusammenarbeiten und
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 h)  Kommunikation und Beziehungsgestaltung mit al-
len am Prozess beteiligten Personen und Berufs-
gruppen,

2.  die nachfolgenden Aufgaben unter Anleitung und 
Aufsicht von Pfl egefachpersonen durchzuführen:

 a)  Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Reha-
bilitation,

 b)  Pfl ege und Begleitung von Menschen aller Alters-
stufen in komplexen Pfl egesituationen auf der 
Grundlage der individuellen Pfl egeplanung ge-
meinsam mit Pfl egefachpersonen, einschließlich 
der Pfl ege und Begleitung von Menschen in der 
Endphase des Lebens,

 c)  einfache physikalische Maßnahmen und

 d)  bei der Vorbereitung, Durchführung und Nach-
sorge ärztlich veranlasster diagnostischen und the-
rapeutischen Maßnahmen mitwirken.

§ 4
Ausbildungsstätten

(1) Der Unterricht wird in staatlich anerkannten Pfl ege-
schulen an Krankenhäusern oder in staatlich anerkann-
ten Schulen, die mit Einrichtungen gemäß § 7 Absatz 2 
Nummer  1 bis 3 verbunden sind oder kooperieren, ver-
mittelt.

(2) Die staatliche Anerkennung der Pfl egeschulen nach 
Absatz 1 erfolgt durch die zuständige Behörde, wenn sie 
folgende Mindestanforderungen erfüllen:

1.  hauptberufl iche Leitung der Schule durch eine päda-
gogisch qualifi zierte Person mit einer abgeschlossenen 
Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichba-
rem Niveau,

2.  Nachweis einer im Verhältnis zur Zahl der Ausbil-
dungsplätze angemessenen Zahl fachlich und pädago-
gisch qualifi zierter Lehrkräfte mit entsprechender, 
insbesondere pfl egepädagogischer, abgeschlossener 
Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichba-
rem Niveau für die Durchführung des theoretischen 
und praktischen Unterrichts, und

3.  Vorhandensein der für die Ausbildung erforderlichen 
Räume und Einrichtungen sowie ausreichender Lehr- 
und Lernmittel, die den Auszubildenden kostenlos zur 
Verfügung zu stellen sind.

(3) Im Übrigen gelten die durch Landesrecht geregelten 
Mindestanforderungen gemäß §  9 Absatz  2 und 3 des 
Pfl egeberufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) 
in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Die Pfl egeschule trägt die Gesamtverantwortung für 
die Ausbildung. Dazu gehört insbesondere auch die Ko-
ordination des theoretischen und praktischen Unter-
richts mit der praktischen Ausbildung. 

(5) Die Pfl egeschule erstellt ein schulinternes Curricu-
lum für den theoretischen und praktischen Unterricht 
nach den Vorgaben dieser Verordnung und auf der 
Grundlage des Rahmenlehrplans für den theoretischen 
und praktischen Unterricht gemäß Anlage 1 Buchstabe 
A. Sie prüft, ob der Ausbildungsplan für die praktische 
Ausbildung den Anforderungen des schulinternen Curri-
culums entspricht. Ist dies nicht der Fall, ist der Träger 
der praktischen Ausbildung zur Anpassung des Ausbil-
dungsplans verpfl ichtet.

(6) Die Pfl egeschule ist verpfl ichtet, die vorgesehenen 
Kurse bei der jeweils zuständigen Behörde möglichst 
frühzeitig anzuzeigen und die notwendigen Nachweise 
zu erbringen.

§ 5
Dauer und Struktur der Ausbildung

(1) Die Ausbildung für Pfl egefachassistentinnen und 
Pfl egefachassistenten erfolgt entsprechend der Ausbil-
dungen nach dem Pfl egeberufegesetz kompetenzorien-
tiert sowie im Wechsel von Abschnitten des theoretischen 
und praktischen Unterrichts und der praktischen Aus-
bildung. Sie dauert unabhängig vom Zeitpunkt der 
staatlichen Prüfung in Vollzeitform zwölf Monate, in 

Teilzeitform höchstens 24 Monate. Sie schließt mit einer 
staatlichen Prüfung ab.

(2) Die Ausbildungsform (Teilzeit/Vollzeit) wird im Aus-
bildungsvertrag verbindlich festgelegt. Nachträgliche 
Änderungen sind nur nach vorheriger Genehmigung 
durch die zuständige Behörde möglich.

(3) Die Ausbildung in der generalistischen Pfl egefachas-
sistenz umfasst mindestens den in der Anlage 1 Buch-
stabe A aufgeführten theoretischen und praktischen Un-
terricht von mindestens 700 Stunden und die in Anlage 1 
Buchstabe B aufgeführte praktische Ausbildung von 
mindestens 950 Stunden.

(4) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den 
Ausbildungsveranstaltungen nach Absatz  1 ist durch 
eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 2 nach-
zuweisen.

(5) Der Jahresurlaub ist in der unterrichtsfreien Zeit 
und auf Grundlage der Ausbildungsplanung der Pfl ege-
schule zu gewähren.

§ 6
Theoretischer und praktischer Unterricht

(1) Im theoretischen und praktischen Unterricht sind die 
Kompetenzen gemäß Anlage 1 Buchstabe A zu vermit-
teln, die zur Erreichung des Ausbildungsziels gemäß § 3 
führen. Für die Durchführung des theoretischen und 
praktischen Unterrichts in Ausbildungsstätten gemäß § 4 
Absatz  1 gelten die Mindestanforderungen gemäß §  9 
Absatz 1 des Pfl egeberufegesetzes entsprechend. 

(2) Inhalt und Umfang des theoretischen und prakti-
schen Unterrichts ergeben sich aus Anlage 1 Buchstabe 
A dieser Verordnung. Für den Kompetenzbereich I der 
Anlage 1 Buchstabe A sind jeweils mindestens zwei be-
notete Leistungskontrollen zu erbringen. Für die Kompe-
tenzbereiche II und III jeweils mindestens eine benotete 
Leistungskontrolle. Dabei sind die Kompetenzbereiche 
IV und V mit zu berücksichtigen.

§ 7
Praktische Ausbildung

(1) Die oder der Auszubildende soll während der prakti-
schen Ausbildung nach § 5 Absatz 1 in allen nach § 3 für 
die Berufsausübung wesentlichen Kenntnissen und Fer-
tigkeiten unterwiesen werden. Die oder der Auszubil-
dende soll Gelegenheit haben, die im theoretischen und 
praktischen Unterricht erworbenen Kenntnisse zu ver-
tiefen und zu lernen, diese bei der praktischen Arbeit 
anzuwenden.

(2) Der Träger der praktischen Ausbildung muss die Ge-
währ für eine ordnungsgemäße Durchführung der prak-
tischen Ausbildung bieten. Die Einsätze in der allgemei-
nen Akutpfl ege in stationären Einrichtungen, der allge-
meinen Pfl ege in stationären Einrichtungen sowie in der 
ambulanten Pfl ege werden in folgenden Einrichtungen 
durchgeführt:

1.  zur Versorgung nach § 108 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I 
S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2019 (BGBl.  I S.  2913) geändert 
worden ist, zugelassenen Krankenhäusern,

2.  zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz 1 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pfl ege-
versicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 
1994, BGBl. I S. 1014, 1015) das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2019 (BGBl.  I 
S.  2913) geändert worden ist, zugelassenen stationä-
ren Pfl egeeinrichtungen und

3.  zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch und nach § 37 in 
Verbindung mit § 132a des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch zugelassenen ambulanten Pfl egeeinrichtun-
gen.

Die praktische Ausbildung unterteilt sich je nach Träger 
der praktischen Ausbildung in die Abschnitte gemäß An-
lage 1 Buchstabe B dieser Verordnung.
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(3) Die Pfl egeschule stellt durch die Lehrkräfte für die 
Zeit der praktischen Ausbildung die Praxisbegleitung 
der Auszubildenden in den Einrichtungen der prakti-
schen Ausbildung in angemessenem Umfang sicher. Auf-
gabe der Lehrkräfte ist es, die Auszubildenden insbeson-
dere fachlich zu betreuen sowie die Praxisanleiterinnen 
oder die Praxisanleiter zu unterstützen. Die Praxisbe-
gleitungen fi nden während der Ausbildung mindestens 
zweimal statt.

§ 8
Träger der praktischen Ausbildung

(1) Der Träger der praktischen Ausbildung trägt Verant-
wortung für die Durchführung der praktischen Ausbil-
dung einschließlich ihrer Organisation. Er schließt mit 
der oder dem Auszubildenden einen Ausbildungsvertrag.

(2) Träger der praktischen Ausbildung können Einrich-
tungen nach § 7 Absatz 2 sein, die

1.  eine Pfl egeschule selbst betreiben oder

2.  mit mindestens einer Pfl egeschule einen Vertrag über 
die Durchführung des theoretischen und praktischen 
Unterrichts geschlossen haben.

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat über Ver-
einbarungen mit den weiteren an der praktischen Aus-
bildung beteiligten Einrichtungen zu gewährleisten, 
dass,

1.  die vorgeschriebenen Einsätze der praktischen Aus-
bildung in den weiteren an der praktischen Ausbil-
dung beteiligten Einrichtungen durchgeführt werden 
können und 

2.  die Ausbildung auf der Grundlage eines Ausbildungs-
plans zeitlich und sachlich gegliedert so durchgeführt 
werden kann, dass das Ausbildungsziel in der vorge-
gebenen Zeit erreicht werden kann.

(4) Die Aufgaben des Trägers der praktischen Ausbil-
dung nach Absatz 3 können von einer Pfl egeschule wahr-
genommen werden, wenn Trägeridentität besteht oder 
soweit der Träger der praktischen Ausbildung die Wahr-
nehmung der Aufgaben durch Vereinbarung auf die Pfl e-
geschule übertragen hat. Die Pfl egeschule kann in die-
sem Rahmen auch zum Abschluss des Ausbildungsver-
trages für den Träger der praktischen Ausbildung 
bevollmächtigt werden.

(5) Auszubildende sind für die gesamte Dauer der Aus-
bildung Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Betriebsver-
fassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. September 2001 (BGBl.  I S.  2518), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 1044) geändert worden ist, oder von § 4 des Bundes-
personalvertretungsgesetzes vom 15. März 1974 (BGBl. I 
S. 693), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. 
Mai 2020 (BGBl. I S. 1063) geändert worden ist, des Trä-
gers der praktischen Ausbildung. Träger der praktischen 
Ausbildung bleibt auch in den Fällen des Absatzes 4 die 
Einrichtung nach den Absätzen 1 und 2.

§ 9
Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung

(1) Die Ausbildung darf nur absolvieren, wer

1.  in gesundheitlicher Hinsicht zur Absolvierung der 
Ausbildung nicht ungeeignet ist, 

2.  mindestens einen Hauptschulabschluss oder eine 
gleichwertige Schulbildung oder eine abgeschlossene 
Berufsausbildung verfügt,

3.  sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus 
dem sich die Unzuverlässigkeit zur Absolvierung der 
Ausbildung ergibt und

4.  über ausreichende deutsche Sprachkenntnisse ver-
fügt.

(2) Abweichend von Absatz 1 Nummer 2 und Nummer 4 
können Bewerberinnen und Bewerber nach Genehmi-
gung durch die zuständige Behörde zugelassen werden, 
wenn eine positive Eignungsprognose der Schule vor-
liegt. Kooperationen mit entsprechend zertifi zierten Ein-
richtungen zur Erlangung eines allgemeinbildenden 
Schulabschlusses und beziehungsweise oder zur Vertie-

fung von Kenntnissen der deutschen Sprache, die zur 
Berufsausübung erforderlich sind, sind möglich. Ausbil-
dungen mit integriertem Schulabschluss oder bezie-
hungsweise und vertiefenden Sprachkursen sind als Teil-
zeitausbildung entsprechend zu verlängern.

§ 10
Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen und 

 Verkürzung der Ausbildung

(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine andere 
Ausbildung im Umfang ihrer Gleichwertigkeit auf eine 
Ausbildung nach §  5 Absatz  1 anrechnen, wenn die 
Durchführung der Ausbildung und die Erreichung des 
Ausbildungszieles dadurch nicht gefährdet werden. 

(2) Die Ausbildungsdauer kann um bis zu zehn Monate 
verkürzt werden, wenn 

1.  die regelmäßige Teilnahme an den Ausbildungen ge-
mäß Pfl egeberufegesetz, wenn sie ihrem Umfang und 
Inhalt der generalistischen Pfl egefachassistenzausbil-
dung gleichwertig sind oder

2.  eine mindestens zweijährige Dienstzeit im Sanitäts-
dienst der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes oder 
der Polizei abgeleistet hat und eine Ausbildung zur 
Helferin oder zum Helfer im Pfl ege- und Funktions-
dienst erfolgreich absolviert und eine mindestens ein-
jährige praktische Pfl egeassistenz nachweisen kann 
oder eine vergleichbare Fachprüfung für die Verwen-
dung im Sanitätsdienst des Bundesgrenzschutzes oder 
der Polizei bestanden wurde und

3.  der Nachweis, dass dieser Zeitraum bei Antragstel-
lung nicht länger als 24 Monate zurückliegt.

(3) Die Ausbildungsdauer kann um bis zum vollen Um-
fange verkürzt werden, wenn 

1.  eine mindestens 30 Monate dauernde praktische Voll-
zeittätigkeit in der Pfl ege oder eine mindestens 60 
Monate dauernde praktische Teilzeittätigkeit in einem 
Umfang von mindestens 50 Prozent in den gemäß § 7 
Absatz  2 genannten Einrichtungen der praktischen 
Ausbildung und der Nachweis, dass mindestens die 
Hälfte der praktischen Tätigkeit unter Anleitung einer 
geeigneten dreijährig ausgebildeten Pfl egefachperson 
stattgefunden hat und 

2.  der Nachweis, dass die Tätigkeit bei Antragstellung 
nicht länger als 24 Monate zurückliegt.

(4) Die antragstellende Person hat der zuständigen Be-
hörde rechtzeitig vor Ausbildungsbeginn die Nachweise 
der anderen erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung 
oder der erfolgreich abgeschlossenen Teile einer anderen 
Ausbildung vorzulegen. 

(5) Vornoten werden bei verkürzten Ausbildungen nur 
insoweit erteilt, als eine Benotung im Rahmen der ver-
kürzten Ausbildung erfolgen konnte.

(6) Die zuständige Behörde entscheidet über die gestell-
ten Anträge und den Umfang der Verkürzung.

§ 11
Anrechnung von Fehlzeiten

(1) Auf die Dauer der Ausbildung werden angerechnet:

1.  Unterbrechungen durch Urlaub oder Ferien bis zu 
sechs Wochen, 

2.  Unterbrechungen durch Krankheit oder aus anderen, 
von der Auszubildenden oder dem Auszubildenden 
nicht zu vertretenden Gründen bis zu 10 Prozent der 
Stunden des Unterrichts sowie bis zu 10 Prozent der 
Stunden der praktischen Ausbildung und 

3.  Fehlzeiten aufgrund mutterschutzrechtlicher Beschäf-
tigungsverbote bei Auszubildenden, die einschließlich 
der Fehlzeiten nach Nummer 2 eine Gesamtdauer von 
zehn Wochen nicht überschreiten.

(2) Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch darü-
ber hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, soweit 
eine besondere Härte vorliegt und das Erreichen des 
Ausbildungsziels durch die Anrechnung nicht gefährdet 
wird.
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Teil 3
Ausbildungsverhältnis

§ 12
Ausbildungsvertrag

(1) Zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung 
und der oder dem Auszubildenden ist ein schriftlicher 
Ausbildungsvertrag nach Maßgabe der Vorschriften die-
ses Abschnitts zu schließen.

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens Folgendes 
enthalten:

1.  die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes ausgebildet wird,

2.  den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 

3.  Angaben über die der Ausbildung zugrunde liegende 
Verordnung,

4.  eine Darstellung der inhaltlichen und zeitlichen 
Gliederung der praktischen Ausbildung (Ausbil-
dungsplan),

5.  die Verpfl ichtung der oder des Auszubildenden zum 
Besuch der Ausbildungsveranstaltungen der Pfl ege-
schule,

6.  die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent-
lichen praktischen Ausbildungszeit,

7.  die Dauer der Probezeit, 

8.  Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbildungs-
vergütung, 

9.  die Dauer des Urlaubs, 

10.  die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs-
vertrag gekündigt werden kann und

11.  einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf 
die dem Ausbildungsvertrag gegebenenfalls zugrun-
deliegenden tarifl ichen Bestimmungen, Betriebs- 
oder Dienstvereinbarungen.

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer vertretungsbe-
rechtigten Person des Trägers der praktischen Ausbildung 
und der oder dem Auszubildenden, bei Minderjährigen 
auch von deren gesetzlichen Vertretern, zu unterzeichnen. 
Eine Ausfertigung des unterzeichneten Ausbildungsver-
trages ist der oder dem Auszubildenden und deren gesetz-
lichen Vertretern auszuhändigen. Der Ausbildungsvertrag 
bedarf zu seiner Wirksamkeit der Zustimmung der Pfl ege-
schule. Liegt die Zustimmung bei Vertragsabschluss nicht 
vor, ist sie unverzüglich durch den Träger der praktischen 
Ausbildung einzuholen. Hierauf ist die oder der Auszubil-
dende und sind bei minderjährigen Auszubildenden auch 
deren gesetzliche Vertreter hinzuweisen.

(4) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus sei-
nem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz nichts 
anderes ergibt, die für Arbeitsverträge geltenden Rechts-
vorschriften und Rechtsgrundsätze anzuwenden.

(5) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedürfen der 
Schriftform. 

§ 13
Pfl ichten des Trägers der praktischen Ausbildung

(1) Der Träger der praktischen Ausbildung hat die Aus-
bildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form 
planmäßig sowie zeitlich und sachlich gegliedert so 
durchzuführen, dass das Ausbildungsziel in der vorgese-
henen Zeit erreicht werden kann. Er hat zu gewährleis-
ten, dass die nach § 12 Absatz 2 Nummer 4 vereinbarten 
Einsätze der praktischen Ausbildung durchgeführt wer-
den können.

(2) Der Träger der praktischen Ausbildung stellt für die 
Zeit der praktischen Ausbildung die Praxisanleitung der 
oder des Auszubildenden durchgängig durch eine geeig-
nete Pfl egefachperson auf Grundlage eines Ausbildungs-
plans sicher. Als geeignete Pfl egefachperson gilt die Be-
fähigung gemäß §  4 Absatz  3 der Pfl egeberufe-Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung vom 2. Oktober 2018 
(BGBl.  I S. 1572) in der jeweils geltenden Fassung oder 
eine staatlich anerkannte Pfl egefachperson nach dem 
Pfl egeberufegesetz. Die anleitende Pfl egefachperson wird 

von der Einrichtung aufgrund ihrer persönlichen und 
fachlichen Fähigkeiten benannt. Ihre Aufgabe ist es, die 
Auszubildende oder den Auszubildenden schrittweise an 
die eigenständige Wahrnehmung der berufl ichen Aufga-
ben heranzuführen. Pfl egedienstleitung und anleitende 
Pfl egefachperson stellen den Kontakt mit der Pfl ege-
schule sicher.

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat der oder 
dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, 
Instrumente und Apparate zur Verfügung zu stellen, die 
zur praktischen Ausbildung und zum Ablegen der je-
weils vorgeschriebenen Prüfung erforderlich sind.

(4) Der Träger der praktischen Ausbildung dürfen der 
oder dem Auszubildenden nur Verrichtungen übertragen, 
die dem Ausbildungsziel und ihrem oder seinem Ausbil-
dungsstand entsprechen. Die übertragenen Aufgaben 
sollen den physischen und psychischen Kräften der oder 
des Auszubildenden angemessen sein.

(5) Der Träger der praktischen Ausbildung stellt über 
den bei ihr durchgeführten Ausbildungsabschnitt eine 
Bescheinigung aus. Diese muss Angaben enthalten über 
die Dauer der Ausbildung, die Ausbildungsbereiche, die 
vermittelten Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
sowie über Fehlzeiten der oder des Auszubildenden. Sie 
enthält eine Benotung. Spätestens eine Woche nach Be-
endigung des Ausbildungsabschnittes ist die Bescheini-
gung der Pfl egeschule vorzulegen. Die oder der Auszubil-
dende erhält davon zeitgleich eine Abschrift.

§ 14
Pfl ichten der oder des Auszubildenden

(1) Die oder der Auszubildende hat sich zu bemühen, das 
Ausbildungsziel zu erreichen.

(2) Insbesondere ist die oder der Auszubildende ver-
pfl ichtet, 

1.  an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen 
der Schule teilzunehmen,

2.  die Aufgaben, die ihr oder ihm im Rahmen der Ausbil-
dung ordnungsgemäß übertragen werden, sorgfältig 
auszuführen,

3.  die Rechte der zu pfl egenden Menschen zu wahren 
und ihre Selbstbestimmung zu achten,

4.  die Bestimmungen über die Schweigepfl icht, die für 
Beschäftigte in Einrichtungen der praktischen Ausbil-
dung gelten, einzuhalten und über Betriebsgeheim-
nisse Stillschweigen zu bewahren und

5.  einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu führen.

§ 15
Probezeit

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. 
Die Probezeit beträgt drei Monate, sofern sich aus tarif-
vertraglichen Regelungen keine andere Dauer ergibt.

§ 16
Ende des Ausbildungsverhältnisses

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet unabhängig vom 
Zeitpunkt der staatlichen Abschlussprüfung mit Ablauf 
der Ausbildungszeit.

(2) Besteht die oder der Auszubildende die staatliche 
Prüfung nicht oder kann sie oder er ohne eigenes Ver-
schulden die staatliche Prüfung nicht vor Ablauf der 
Ausbildung ablegen, so verlängert sich das Ausbildungs-
verhältnis auf schriftliches Verlangen gegenüber dem 
Träger der praktischen Ausbildung bis zur nächstmögli-
chen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um sechs 
Monate.

§ 17
Kündigung des Ausbildungsverhältnisses

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungsver-
hältnis von jedem Vertragspartner jederzeit ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis 
nur gekündigt werden
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1.  von jedem Vertragspartner ohne Einhalten einer Kün-
digungsfrist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
oder

2.  von der oder dem Auszubildenden mit einer Kündi-
gungsfrist von vier Wochen.

(3) Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. Bei einer 
Kündigung durch den Träger der praktischen Ausbil-
dung ist unverzüglich das Benehmen mit der Pfl ege-
schule herzustellen. In den Fällen des Absatzes 2 Num-
mer 1 sind die Kündigungsgründe anzugeben.

(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist un-
wirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen der 
kündigungsberechtigten Person länger als 14 Tage be-
kannt sind. Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer 
außergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu des-
sen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt.

§ 18
Beschäftigung im Anschluss an das 

Ausbildungsverhältnis

Wird die oder der Auszubildende im Anschluss an das 
Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber 
ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Ar-
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

§ 19
Nichtigkeit von Vereinbarungen

(1) Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten der oder des 
Auszubildenden von den übrigen Vorschriften dieses Ab-
schnitts abweicht, ist nichtig.

(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über

1.  die Verpfl ichtung der oder des Auszubildenden, für die 
praktische Ausbildung eine Entschädigung oder für 
die Teilnahme am theoretischen oder praktischen Un-
terricht an der Pfl egeschule eine Vergütung oder ein 
Schulgeld zu zahlen,

2.  Vertragsstrafe,

3.  den Ausschluss oder die Beschränkung von Schadens-
ersatzansprüchen und 

4.  die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in 
Pauschalbeträgen.

§ 20 
Ausschluss der Geltung von Vorschriften

Von den §§ 12 bis § 19 kann abgewichen werden, sobald 
der oder die Auszubildende

1.  Mitglied einer Kirche oder einer sonstigen Religions-
gemeinschaft, Diakonissen oder Diakonieschwestern 
ist und

2.  der Ausbildungsträger derselben Kirche oder Religi-
onsgemeinschaft angehört.

Teil 4
Prüfungsbestimmungen

§ 21
Staatliche Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung umfasst jeweils einen schrift-
lichen, mündlichen und einen praktischen Teil.

(2) Die zu prüfende Person legt die Prüfung bei der 
Schule ab, an der sie die Ausbildung abschließt. Die zu-
ständige Behörde, in deren Bereich die Prüfung oder ein 
Teil der Prüfung abgelegt werden soll, kann aus wichti-
gem Grund Ausnahmen zulassen. Die oder der Vorsit-
zende des beteiligten Prüfungsausschusses ist vorher zu 
hören.

§ 22
Prüfungsausschuss

(1) Bei jeder Schule wird ein Prüfungsausschuss gebil-
det, der mindestens aus folgenden Mitgliedern besteht:

1.  einer Vertreterin oder einem Vertreter der zuständigen 
Behörde oder einer von der zuständigen Behörde mit 

der Wahrnehmung dieser Aufgabe betrauten geeigne-
ten Person,

2.  der Leitung der Schule oder eine Vertreterin oder ein 
Vertreter der Schulleitung,

3.  mindestens zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfer, die 
an der Schule unterrichten und

4.  mindestens eine Fachprüferin oder ein Fachprüfer, die 
oder der zum Zeitpunkt der Prüfung als qualifi zierte 
praxisanleitende Person beim Träger der praktischen 
Ausbildung tätig ist.

(2) Die zuständige Behörde bestellt die Mitglieder nach 
Absatz  1 sowie deren Vertretung. Für jedes Mitglied ist 
mindestens eine Vertretung zu bestimmen. Vor der Bestel-
lung der Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 3 und ihrer 
Vertretung ist die Schulleitung anzuhören.

(3) Das Mitglied nach Absatz  1 Nummer  1 sitzt dem 
Prüfungsausschuss vor (Vorsitz). Es bestimmt auf Vor-
schlag der Schulleitung die Fachprüferinnen oder Fach-
prüfer und deren Stellvertretungen.

(4) Die zuständige Behörde kann Sachverständige und 
Beobachterinnen und Beobachter zur Teilnahme an allen 
Prüfungsvorgängen zulassen. Die Persönlichkeitsrechte 
der zu pfl egenden Personen in der praktischen Prüfung 
müssen gewährt werden.

§ 23
Zulassung zur Prüfung

(1) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
entscheidet auf Antrag der zu prüfenden Person über die 
Zulassung zur Prüfung und setzt die Prüfungstermine im 
Benehmen mit der Schulleitung fest. Der Prüfungsbe-
ginn soll nicht früher als zwei Monate vor dem Ende der 
Ausbildung liegen.

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird erteilt, wenn fol-
gende Nachweise vorliegen:

1.  ein Identitätsnachweis der zu prüfenden Person im 
Original oder in amtlich beglaubigter Abschrift und

2.  die Bescheinigung über die regelmäßige und erfolgrei-
che Teilnahme an den Ausbildungsveranstaltungen 
gemäß Anlage 2.

(3) Nach Genehmigung durch die zuständige Behörde 
können auch Personen zugelassen werden, die gemäß 
§ 10 Absatz 3 die Kriterien erfüllen zur Verkürzung der 
Ausbildungsdauer um bis zum vollen Umfange der Aus-
bildung und über die entsprechenden Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten im Sinne der Ausbildungs-
ziele nach § 3 verfügen (Externenprüfung). 

(4) Die Zulassung sowie die Prüfungstermine sollen der 
zu prüfenden Person spätestens zwei Wochen vor Prü-
fungsbeginn schriftlich mitgeteilt werden.

§ 24
Nachteilsausgleich

(1) Die besonderen Belange von zu prüfenden Personen 
mit Behinderung oder Beeinträchtigung sind zur Wah-
rung ihrer Chancengleichheit bei der Durchführung der 
Prüfungen zu berücksichtigen. 

(2) Ein entsprechender individueller Nachteilsausgleich 
ist spätestens mit dem Antrag auf Zulassung zur Prü-
fung schriftlich oder elektronisch bei der zuständigen 
Behörde zu beantragen.

(3) Die zuständige Behörde entscheidet, ob dem schriftli-
chen oder elektronischen Antrag zur Nachweisführung 
ein amtsärztliches Attest oder andere geeignete Unterla-
gen beizufügen sind. Aus dem amtsärztlichen Attest oder 
den Unterlagen muss die leistungsmindernde Auswirkung 
der Beeinträchtigung oder Behinderung hervorgehen.

(4) Die zuständige Behörde bestimmt, in welcher geän-
derten Form die gleichwertige Prüfungsleistung zu er-
bringen ist. Zur Festlegung der geänderten Form gehört 
auch eine Verlängerung der Schreib- oder Bearbeitungs-
zeit der Prüfungsleistung.

(5) Die fachlichen Prüfungsanforderungen dürfen durch 
einen Nachteilsausgleich nicht verändert werden.
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(6) Die Entscheidung der zuständigen Behörde wird der 
zu prüfenden Person in geeigneter Weise bekannt gege-
ben.

§ 25
Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus 
der Gegenstand, Ablauf und Ergebnisse der Prüfung und 
etwa vorkommende Unregelmäßigkeiten hervorgehen.

§ 26
Vornoten 

(1) Vor dem Termin zur Prüfungszulassung stellt die 
Pfl egeschule der oder dem Auszubildenden eine Beschei-
nigung über die Leistungen im Unterricht und in der 
praktischen Ausbildung aus. Die jeweilige Note ergibt 
sich aus den Benotungen der einzelnen Ausbildungsab-
schnitte und durch Bildung des arithmetischen Mittels.

(2) Die Vornote der praktischen Ausbildung wird bei der 
Bildung der Note für den praktischen Teil der Prüfung 
mit einem Anteil von 25 Prozent berücksichtigt. Die Vor-
note des Unterrichts wird sowohl bei der Bildung von 
Noten des mündlichen als auch des schriftlichen Teils 
der Prüfung jeweils mit einem Anteil von 25 Prozent be-
rücksichtigt.

§ 27
Leistungsbewertung

Die Leistungen in der schriftlichen, mündlichen und 
praktischen Prüfung werden wie folgt benotet:

„sehr gut“ (1),
wenn die Leistung den Anforderungen in besonderem 
Maße entspricht (bei Werten bis unter 1,50),

„gut“ (2),
wenn die Leistung den Anforderungen voll entspricht 
(bei Werten von 1,50 bis unter 2,50),

„befriedigend“ (3),
wenn die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen 
entspricht (bei Werten von 2,50 bis unter 3,50),

„ausreichend“ (4),
wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Gan-
zen den Anforderungen noch entspricht (bei Werten von 
3,50 bis unter 4,50),

„mangelhaft“ (5),
wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden können (bei Werten von 4,50 bis 
unter 5,50),

„ungenügend“ (6),
wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht 
und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass 
die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
können (bei Werten ab 5,50).

§ 28
Bestehen und Wiederholen der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn die Gesamtnote des 
schriftlichen Teils nach § 33, des mündlichen Teils nach 
§ 34 und des praktischen Teils nach § 35 jeweils mindes-
tens mit „ausreichend“ benotet worden ist. Die Gesamt-
note der staatlichen Prüfung wird aus dem arithmeti-
schen Mittel der drei Prüfungsteile ermittelt. 

(2) Über die bestandene staatliche Prüfung wird ein 
Zeugnis nach dem Muster der Anlage 3 erteilt. Über das 
Nichtbestehen erhält die zu prüfende Person von der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine 
schriftliche Mitteilung, in der die Prüfungsnoten anzuge-
ben sind.

(3) Jeder Teil der Prüfung kann einmal wiederholt wer-
den, wenn die zu prüfende Person die Note „mangelhaft“ 
oder „ungenügend“ erhalten hat. Für den schriftlichen 

Teil der Prüfung muss jeweils nur die Aufsichtsprüfung 
wiederholt werden, die die Note „mangelhaft“ oder „un-
genügend“ erhalten hat. 

(4) Hat die zu prüfende Person mindestens einen Prü-
fungsteil oder mindestens eine schriftliche Aufsichtsprü-
fung zu wiederholen, so darf sie zur Wiederholungsprü-
fung nur zugelassen werden, wenn sie an einer weiteren 
Ausbildung teilgenommen hat, deren Dauer und Inhalt 
von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
bestimmt werden. Die weitere Ausbildung darf ein-
schließlich der für die Prüfung erforderlichen Zeit die 
Dauer von sechs Monaten nicht überschreiten. Ein Nach-
weis über die weitere Ausbildung ist dem Antrag der zu 
prüfenden Person auf Zulassung zur Wiederholungsprü-
fung beizufügen. 

§ 29
Rücktritt von der Prüfung

(1) Tritt die zu prüfende Person nach der Zulassung von 
der Prüfung oder einem Teil der Prüfung zurück, so hat 
sie die Gründe für den Rücktritt unverzüglich der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses schriftlich 
mitzuteilen. Genehmigt die oder der Prüfungsvorsit-
zende den Rücktritt, so gilt die Prüfung als nicht unter-
nommen. Die Genehmigung ist nur zu erteilen, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. Im Falle einer Krankheit 
kann die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung verlangt 
werden.

(2) Wird die Genehmigung für den Rücktritt nicht erteilt 
oder unterlässt es die zu prüfende Person, die Gründe 
für ihren Rücktritt unverzüglich mitzuteilen, so gilt die 
Prüfung als nicht bestanden. § 28 Absatz 3 gilt entspre-
chend.

§ 30
Versäumnisfolgen

(1) Versäumt die zu prüfende Person einen Prüfungster-
min gibt sie eine Aufsichtsarbeit nicht oder nicht recht-
zeitig ab oder unterbricht sie die Prüfung oder einen Teil 
der Prüfung, so gilt die Prüfung oder der betreffende Teil 
der Prüfung als nicht bestanden, wenn nicht ein wichti-
ger Grund vorliegt. §  28 Absatz  3 und 4 gilt entspre-
chend. Liegt ein wichtiger Grund vor, so gilt die Prüfung 
oder der betreffende Teil der Prüfung als nicht unter-
nommen.

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger Grund 
vorliegt, trifft die oder der Prüfungsvorsitzende. § 29 Ab-
satz 1 gilt entsprechend.

§ 31
Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann 
bei zu prüfenden Personen, die die ordnungsgemäße 
Durchführung der Prüfung in erheblichem Maße gestört 
oder sich eines Täuschungsversuches schuldig gemacht 
haben, den betreffenden Teil der Prüfung oder die betref-
fende schriftliche Aufsichtsarbeit für nicht bestanden er-
klären. § 28 Absatz 3 gilt entsprechend. Eine solche Ent-
scheidung ist im Falle der Störung der Prüfung nur bis 
zum Abschluss der gesamten Prüfung, im Falle eines 
Täuschungsversuchs nur innerhalb von drei Jahren nach 
Abschluss der Prüfung zulässig.

§ 32
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist der zu prüfenden Person nach Abschluss 
der Prüfung Einsicht in ihre Prüfungsunterlagen zu ge-
währen. Schriftliche Aufsichtsarbeiten sind drei, Anträge 
auf Zulassung zur Prüfung und Prüfungsniederschriften 
sind zehn Jahre aufzubewahren.

§ 33
Schriftlicher Teil der Prüfung

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung erstreckt sich insbe-
sondere auf die folgenden Prüfungsbereiche aus den 
Kompetenzbereichen I bis V der Anlage 1 Buchstabe A:
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1.  Pfl ege von Menschen aller Altersstufen mit gesund-
heitlichen Problemlagen in stabilen Pfl egesituationen, 
einschließlich der Beobachtung und Überwachung der 
Gesundheit (Kompetenzbereiche I. 1; I. 2; II. 2),

2.  Menschen aller Altersstufen mit gesundheitlichen 
Problemlagen in stabilen Pfl egesituationen bei der 
Lebensgestaltung unterstützen und begleiten, ein-
schließlich dem Fokus von Gesundheitsförderung und 
Prävention sowie der Mitwirkung bei medizinisch-di-
agnostischen und therapeutischen Maßnahmen (Kom-
petenzbereiche I. 3; II. 1; III. 2).

Die zu prüfende Person hat zu diesen Kompetenzberei-
chen in jeweils einer Aufsichtsarbeit schriftlich gestellte 
Aufgaben zu bearbeiten. Dabei können Schwerpunkte 
der Kompetenzbereiche IV und V einfl ießen. Die Hand-
lungssituationen für die beiden Aufsichtsarbeiten sollen 
variiert werden in Bezug auf

1.  die Altersstufe sowie das soziale und kulturelle Um-
feld, der die zu pfl egenden Menschen angehören und

2.  die Versorgungsbereiche, in denen die zu pfl egenden 
Menschen verortet sind.

Die beiden Aufsichtsarbeiten dauern jeweils 60 Minuten. 
Die Aufsichtsführenden werden von der Schulleitung be-
stellt.

(2) Es werden zwei Prüfungsvorschläge von der Pfl ege-
schule bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses eingereicht, die oder der auf dieser Grundlage 
die Aufgaben für die Aufsichtsarbeiten bestimmt. Die 
zuständige Behörde kann zentrale Prüfungsaufgaben 
vorgeben, die unter Beteiligung der Pfl egeschulen erar-
beitet werden. Jede Aufsichtsarbeit ist von zwei Fach-
prüferinnen oder Fachprüfern zu benoten. Der schriftli-
che Teil der Prüfung ist bestanden, wenn jede der beiden 
Aufsichtsarbeiten mit mindestens „ausreichend“ benotet 
wird. Aus den Noten der beiden Aufsichtsarbeiten und 
der Vornote bildet die oder der Prüfungsvorsitzende im 
Benehmen mit den Fachprüferinnen oder Fachprüfern 
die Note für den schriftlichen Teil der Prüfung. 

§ 34
Mündlicher Teil der Prüfung

(1) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt sich auf die 
folgenden Kompetenzbereiche der Anlage 1 Buchstabe A:

1.  bei medizinisch-diagnostischen und therapeutischen 
Maßnahmen mitwirken sowie die eigene Rolle im in-
tra- und interprofessionellen Team annehmen, ein-
schließlich der Kommunikation und Interaktion 
(Kompetenzbereiche III. 1, III. 2, II. 1; II. 2), 

2.  das eigene Handeln auf der Grundlage von Gesetzen, 
Verordnungen und ethischen Leitlinien entwickeln 
(Kompetenzbereiche IV. 1; IV. 2) und

3.  das eigene Handeln auf der Grundlage von wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und berufsethischen Wert-
haltungen und Einstellungen entwickeln (Kompetenz-
bereiche V. 1.; V. 2). 

Der mündliche Teil der Prüfung wird einzeln oder in 
Gruppen mit bis zu drei zu prüfenden Personen durchge-
führt. Die Prüfung soll für jede zu prüfende Person 30 
Minuten dauern. Eine Vorbereitungszeit von 25 Minuten 
unter Aufsicht ist zu gewährleisten.

(2) Die Prüfung zu jedem Themenbereich wird von min-
destens zwei Fachprüferinnen oder zwei Fachprüfern ab-
genommen und benotet. Die mündliche Prüfung ist be-
standen, wenn sie mindestens mit „ausreichend“ benotet 
wird. Die oder der Vorsitzende ist berechtigt, sich in allen 
Kompetenzbereichen an der Prüfung zu beteiligen. Sie 
oder er kann auch selbst prüfen. Aus den Noten der 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer und der Vornote bildet 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Be-
nehmen mit den Fachprüferinnen oder Fachprüfern die 
Prüfungsnote für den mündlichen Teil der Prüfung. 

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
kann mit Zustimmung der zu prüfenden Person die An-
wesenheit von Zuhörerinnen und Zuhörern beim münd-
lichen Teil der Prüfung gestatten, wenn ein berechtigtes 
Interesse besteht.

§ 35
Praktischer Teil der Prüfung

(1) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt sich auf die 
Pfl egesituation eines Menschen in einer stabilen Pfl ege-
situation möglichst in der Einrichtung des Trägers der 
praktischen Ausbildung. Die zu prüfende Person über-
nimmt alle Aufgaben für die Durchführung von Pfl ege-
maßnahmen, einschließlich der Betreuung und Beglei-
tung sowie anfallende medizinisch-diagnostische und 
therapeutische Maßnahmen auf der Grundlage der Pfl e-
geplanung von Pfl egefachpersonen einschließlich der 
Dokumentation. In einem Prüfungsgespräch hat die zu 
prüfende Person ihr Pfl egehandeln zu erläutern und zu 
begründen sowie die Prüfungssituation zu refl ektieren. 
Dabei hat sie nachzuweisen, dass sie in der Lage ist, die 
während der Ausbildung erworbenen Kompetenzen in 
der berufl ichen Praxis anzuwenden sowie befähigt ist, 
die Aufgaben gemäß § 3 auszuführen.

(2) Die Auswahl der zu pfl egenden Person sowie die Aus-
wahl des Praxisbereichs, in dem die praktische Prüfung 
durchgeführt wird, erfolgt durch eine fachlich prüfende 
Person nach § 22 Absatz 1 Nummer 3 im Einvernehmen 
mit der zu pfl egenden Person und dem für die zu pfl e-
gende Person verantwortlichen Fachpersonal sowie einer 
qualifi zierten Praxisanleiterin oder eines qualifi zierten 
Praxisanleiters. Der praktische Teil der Prüfung soll für 
die einzelne zu prüfende Person inklusive Vor- und 
Nachbereitungszeit in der Regel in 150 Minuten abge-
schlossen sein.

(3) Der praktische Teil der Prüfung wird von einer Fach-
prüferin oder einem Fachprüfer nach §  22 Absatz  1 
Nummer  3 und einer nach §  13 Absatz  2 pädagogisch 
qualifi zierten Praxisanleiterin oder eines pädagogisch 
qualifi zierten Praxisanleiters abgenommen und benotet. 
Der praktische Teil der Prüfung ist bestanden, wenn die 
Prüfungsnote mindestens „ausreichend“ beträgt. Aus 
den Noten der Fachprüferinnen oder Fachprüfer und der 
Vornote bildet die oder der Prüfungsvorsitzende im Be-
nehmen mit den Fachprüferinnen oder Fachprüfern die 
Prüfungsnote für den praktischen Teil der Prüfung. 

Teil 5
Ordnungswidrigkeiten, Übergangs- 

und Schlussvorschriften

§ 36
Dienstleistungserbringung

Die Berufsanerkennung EU- und Drittstaatenangehöri-
ger für die Nachprüfung der Berufsqualifi kationen von 
Dienstleistenden gemäß Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Be-
rufsqualifi kationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S.  22; 
L 271 vom 16.10.2007, S. 18), die zuletzt durch Delegier-
ten Beschluss (EU) 2020/548 (ABl. L 131 vom 24.4.2020, 
S. 1) geändert worden ist, übernimmt die dafür zustän-
dige Stelle.

§ 37
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis nach 
§  1 die Berufsbezeichnung „Pfl egefachassistentin“ oder 
„Pfl egefachassistent“ führt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu dreitausend Euro geahndet werden.

§ 38
Weitergeltung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbe-

zeichnungen

(1) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilte Er-
laubnis als

1.  „Krankenpfl egehelferin“ oder als „Krankenpfl egehel-
fer“ auf der Grundlage des Krankenpfl egegesetzes 
vom 4. Juni 1985 (BGBl.  I S.  893), das zuletzt durch 
das Gesetz vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467) geän-
dert worden ist, oder auf der Grundlage der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den Beruf der Kran-
kenpfl egehelfer/innen vom 28. November 2003 (GV. 
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NRW. S. 734), das zuletzt durch Artikel VIII des Geset-
zes vom 11. Dezember 2007 geändert worden ist (GV. 
NRW. 2008 S. 8), oder

2.  „Gesundheits- und Krankenpfl egeassistentin“ oder 
als „Gesundheits- und Krankenpfl egeassistent“ auf 
der Grundlage der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für den Beruf der Gesundheits- und Kranken-
pfl egeassistentin und des Gesundheits- und Kranken-
pfl egeassistenten vom 6. Oktober 2008 (GV. NRW. 
S. 652), die durch Verordnung vom 10. Dezember 2013 
(GV. NRW. S. 842) geändert worden ist, oder 

3.  „Altenpfl egehelferin“ oder als „Altenpfl egehelfer“ auf 
der Grundlage der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für die Altenpfl egehilfeausbildung vom 23. Au-
gust 2006 (GV. NRW. S. 404), die zuletzt durch Verord-
nung vom 24. März 2010 (GV. NRW. S. 261) geändert 
worden ist,

bleiben von dieser Verordnung unberührt.

(2) Die in einem anderen Bundesland aufgrund staatli-
cher Regelungen erteilte Erlaubnis zum Führen einer Be-
rufsbezeichnung eines mindestens einjährigen Helfer- 
oder Assistenzberufes in der Pfl ege darf auch in Nord-
rhein-Westfalen geführt werden und bleibt von dieser 
Verordnung unberührt. 

§ 39
Weitergeltung staatlicher Anerkennung von Schulen

Schulen, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung staat-
lich anerkannte Ausbildungen in der Altenpfl egehilfe 
oder in der Gesundheits- und Krankenpfl egeassistenz 
oder staatlich anerkannte Ausbildungen nach dem Pfl e-
geberufegesetz, dem Altenpfl egegesetz vom 27. November 
2000 (BGBl. I S. 1513), das zuletzt durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307, 1331) ge-
ändert worden ist oder dem Krankenpfl egegesetz mit 
Zustimmung der zuständigen Behörde durchführen, gel-
ten als staatlich anerkannt nach § 4 Absatz 1.

§ 40
Übergangsvorschriften für begonnene Ausbildungen in 
der Gesundheits- und Krankenpfl egeassistenz und der 

Altenpfl egehilfe in Nordrhein-Westfalen

(1) Eine Ausbildung 

1.  zur Gesundheits- und Krankenpfl egeassistentin oder 
zum Gesundheits- und Krankenpfl egeassistenten oder

2.  zur Altenpfl egehelferin oder zum Altenpfl egehelfer

die vor Ablauf des 30. Juni 2021 begonnen wurde, kann 
bis zum 30. Juni 2024 auf der Grundlage der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den Beruf der Gesund-
heits- und Krankenpfl egeassistentin und des Gesund-

heits- und Krankenpfl egeassistenten oder auf der 
Grundlage der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
die Altenpfl egehilfeausbildung, unbeschadet von §  41 
abgeschlossen werden. Nach Abschluss der Ausbildung 
erhält die antragstellende Person, wenn die Vorausset-
zungen nach §  2 Absatz  1 Nummer  1 bis 3 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den Beruf der Gesund-
heits- und Krankenpfl egeassistentin und des Gesund-
heits- und Krankenpfl egeassistenten oder nach §  23 
Absatz  1 Nummer  1 bis 4 der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für die Altenpfl egehilfeausbildung vorlie-
gen, die Erlaubnis, die Berufsbezeichnung Gesundheits- 
und Krankenpfl egeassistentin und Gesundheits- und 
Krankenpfl egeassistent oder die Berufsbezeichnung Al-
tenpfl egehelferin oder Altenpfl egehelfer zu führen.

(2) Eine Ausbildung 

1.  zur Gesundheits- und Krankenpfl egeassistentin oder 
zum Gesundheits- und Krankenpfl egeassistenten, 
oder

2.  zur Altenpfl egehelferin oder zum Altenpfl egehelfer

die nach dem 1. Oktober 2020 begonnen wurde, kann auf 
Antrag bei der zuständigen Behörde in die generalisti-
sche Ausbildung zur Pfl egefachassistentin oder zum Pfl e-
gefachassistenten gemäß §  3 überführt werden, sofern 
für den beantragten Ausbildungskurs nachweislich die 
Vorgaben nach § 5 Absatz 3 erfüllt werden können.

§ 41
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
Am 30. Juni 2021 treten die Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für den Beruf der Gesundheits- und Kranken-
pfl egeassistentin und des Gesundheits- und Kranken-
pfl egeassistenten vom 6. Oktober 2008 (GV. NRW. S. 652), 
die durch Verordnung vom 10. Dezember 2013 (GV. NRW. 
S.  842) geändert worden ist, und die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für die Altenpfl egehilfeausbildung 
vom 23. August 2006 (GV. NRW. S. 404), die zuletzt durch 
Verordnung vom 24. März 2010 (GV. NRW. S. 261) geän-
dert worden ist, außer Kraft.

(2) Das zuständige Ministerium berichtet der Landesre-
gierung und dem Landtag bis zum 31. Dezember 2026 
und danach alle fünf Jahre über die Auswirkungen der 
Verordnung.

Düsseldorf, den 9. Dezember 2020

Der Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef L a u m a n n
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Anlage 1 
(zu § 5 Abs. 3) 

A Theoretischer und praktischer Unterricht 
 

Kompetenzen für die staatliche Prüfung nach § 21 Absatz 1: 
 
I. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik in stabilen Pflegesituationen von Menschen allen 
Altersstufen im jeweiligen Versorgungsbereich mit gestalten (gesamt 420 Stunden) 
1. Bei der Pflegeplanung, Pflegediagnostik und Pflegedokumentation von Menschen aller 
Altersstufen mitwirken       40 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) wirken mit bei der kontinuierlichen Beobachtung und Überwachung der Gesundheit;  
b) erkennen Veränderungen in den Pflegesituationen und leiten (pflege)relevante Informatio-
nen hinsichtlich der Alltagsaktivitäten, Gewohnheiten, Sinneswahrnehmungen, Teilhabe, Fa-
miliensituation, Biografie und Arzneimittelreaktionen an die jeweils Verantwortlichen weiter;  
c) unterstützen Pflegefachpersonen bei der Pflegeplanung durch Informationen über die zu 
pflegenden Menschen und deren soziales Umfeld (z.B. nach dem Strukturmodell);  
d) wirken mit bei der Erhebung pflegerelevanter Daten (z.B. Dekubitus, Sturz, Schmerz, Er-
nährung) im Rahmen des Einsatzes von standardisierten Pflege-Assessmentinstrumenten  
oder/und Risikoskalen. 
 
2. Pflege von Menschen aller Altersstufen mit gesundheitlichen Problemlagen in stabilen 
Pflegesituationen unter dem Fokus von Gesundheitsförderung und Prävention 
          340 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) beobachten den Gesundheitszustand der zu pflegenden Menschen; 
b) erkennen Gefährdungen des Gesundheitszustandes im Umfeld (z.B. Gewalt in der Familie, 
gefährliche Umgebung, Anzeichen einer Suchterkrankung); 
c) führen übertragene Pflegemaßnahmen im Bereich der Alltagsaktivitäten sowie der psycho-
sozialen Alltagsbegleitung und Gestaltung des Lebensumfeldes durch; erkennen Bedarfslagen 
(beeinflussende Faktoren/Befindlichkeit);  
d) unterstützen und fördern die körperlichen, geistigen, psychischen und sozialen Ressourcen 
der unterschiedlichen Zielgruppen und erkennen Veränderungen;  
e) wenden im Rahmen der Mobilisation grundlegende Prinzipien, Techniken und Konzepte 
(z.B. Kinästhetik, Basale Stimulation) sowie Mobilisationshilfen an;  
f) fördern die Bewegungsfähigkeit und führen präventive Positionsveränderungen unter An-
wendung der im jeweiligen Fachbereich standardisierten Techniken, Konzepten und Hilfsmit-
teln aus und beobachten deren Wirkungsweise; 
g) führen übertragene ergänzende Pflegemaßnahmen durch (z.B. bei Menschen mit Beein-
trächtigungen durch Schmerzen / Obstipation); 
h) führen standardisierte präventive Maßnahmen durch und erkennen individuellen Anpas-
sungsbedarf; 
i) wirken mit bei der Stärkung der Gesundheitskompetenz der unterschiedlichen Zielgruppen 
durch angepasste Informationen;  
j) leiten zu pflegende Menschen sowie deren Angehörige und/oder nahestehende Bezugsper-
sonen in der selbstständigen Durchführung von Pflegemaßnahmen im Bereich der Alltagsakti-
vitäten an (Grundtechniken); 
k) beziehen Angehörige und/oder nahestehende Bezugspersonen situativ in die übertragenen 
Pflegemaßnahmen ein und erkennen Unterstützungs- und Entlastungsbedarfe sowie Verände-
rungen; 
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l) kennen Grundlagen vorgegebener, sich auf Alltagskompetenzen beziehende Konzepte und 
beobachten beeinflussende Faktoren und Reaktionen (z.B. wahrnehmungs- und körperorien-
tierte oder verhaltensorientierte Konzepte; Konzepte zur Erhöhung der Selbstkompetenz); 
m) erkennen Notfälle und lebensbedrohliche Zustände und setzen entsprechende Sofortmaß-
nahen ein (z.B. Herz-Kreislauf-Atem-Störungen, Apoplektischer Insult, Schock); 
n) unterstützen Pflegefachpersonen bei der Pflege und Begleitung von Menschen aller Alters-
stufen in komplexen Pflegesituationen, einschließlich der Pflege und Begleitung von Men-
schen in der Endphase des Lebens. 
 
3. Menschen aller Altersstufen bei der Lebensgestaltung unterstützen und begleiten 
          40 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) wirken mit bei der Erhebung von sozialen und biografischen Informationen des zu pflegen-
den Menschen und des (familiären) Umfeldes und identifizieren Ressourcen in der Lebensge-
staltung; 
b) erfassen hauswirtschaftliche Bedarfe unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und sozia-
len Situation und wirken bei der Haushaltsführung mit;  
c) nutzen Angebote für Menschen verschiedener Altersgruppen zur sinnstiftenden Aktivität, 
zur kulturellen Teilhabe, zum Lernen und Spielen und fördern damit die Lebensqualität; 
d) wirken mit bei der Planung und Gestaltung von Alltagsaktivitäten, die Bedürfnisse und Er-
wartungen, die kulturellen und religiöse Kontexte sowie die Lebensphase der zu pflegenden 
Menschen berücksichtigen. 
 
II. Kommunikation und Beziehungsgestaltung personen- und situationsorientiert gestal-
ten (gesamt 40 Stunden) 
1. Kommunikation und Interaktion mit Menschen aller Altersstufen und ihren Bezugs-
personen gestalten        30 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) reagieren individuell auf Menschen insbesondere entsprechend deren Alter, Entwicklung, 
sozialem und kulturellem Hintergrund mit Empathie und Wertschätzung und gehen auf sie zu;  
b) wenden die Grundprinzipien der Kommunikation reflektiert an; 
c) initiieren und beenden Beziehungen und Kommunikation durch Anwendung allgemeiner 
Regeln der Kommunikation; 
d) kennen einzelne theorie- und konzeptgeleitete Kommunikationsformen; 
e) informieren zielgruppenspezifisch und überprüfen den Informationsgehalt bei der Empfän-
gerin/beim Empfänger; 
f) gestalten Nähe und Distanz entsprechend der beruflichen Rolle; 
g) erkennen die als Krise empfundenen Veränderungen in Betreuungs- und Pflegesituationen; 
h) erkennen die Notwendigkeit von Entlastungs-, Konflikt- (Deeskalation) und Beschwerdege-
sprächen, informieren Vorgesetzte und suchen Unterstützung bei fachkompetenten Personen. 
 
2. Ethisches Handeln entwickeln      10 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) begegnen Menschen unvoreingenommen, empathisch und wertschätzend und respektieren 
deren Grundrechte;  
b) anerkennen, unterstützen und fördern das Recht auf Selbstbestimmung von zu pflegenden 
Menschen, deren Angehörigen oder/und sonstigen nahestehenden Bezugspersonen; 
c) erkennen ethische Dilemmata und Konfliktsituationen (z.B. Umgang mit physischen und 
psychischen Übergriffen bzw. Gewalt), setzen je nach Situation angepasste Maßnahmen ein 
und informieren die Verantwortlichen/die vorgesetzte Stelle; 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 58 vom 22. Dezember 2020 1227

d) respektieren berufsethische Grundsätze/Prinzipien und integriert diese in die tägliche Ar-
beit. 
 
III. Intra- und Interprofessionelles Handeln mitgestalten (gesamt: 130 Stunden) 
1. Die eigene Rolle im intra- und interprofessionellen Team annehmen 
          10 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) engagieren sich im intra- und interprofessionellen Team gemäß dem Berufsbild und der 
damit verbundenen Rolle sowie unter Berücksichtigung formeller und informeller Normen;  
b) wirken am Schnittstellenmanagement gemäß dem Berufsbild mit; 
c) bringen das erworbene Praxiswissen ein; 
d) interagieren in Kenntnis der unterschiedlichen Kompetenzbereiche verschiedene Gesund-
heits- und Sozialberufe; 
e) sprechen angemessen offenkundige Probleme, Konflikte, Verbesserungspotentiale in der 
intra- und interprofessionellen Zusammenarbeit an.  
 
2. Bei medizinisch-diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen mitwirken 
          120 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) treffen in Zusammenarbeit mit Pflegefachpersonen sowie Ärztinnen und Ärzten die für die 
jeweiligen Maßnahmen erforderlichen Vor- und Nachbereitungen und assistieren bei der 
Durchführung; 
b) integrieren Hygienemaßnahmen im jeweiligen Setting in Kenntnis ihrer Bedeutung und 
Konsequenz in das tägliche Handeln; 
c) führen standardisierte Blut-, Harn- und Stuhluntersuchungen sowie Blutentnahmen aus der 
Kapillare im Rahmen der patientennahen Labordiagnostik und Schnelltestverfahren durch 
(z.B. Blutzuckerkontrolle);  
d) bereiten lokal, transdermal (z.B. Einreibungen) sowie über die Gastrointestinal- und/oder 
Respirationstrakt zur verabreichende Arzneimittel vor, verteilen und verabreichen diese bei 
pflegebedürftigen Menschen in stabilen Pflegesituationen; 
e) bereiten subkutane Injektionen von Insulin und blutgerinnungshemmenden Arzneimitteln 
vor und verabreichen diese sicher und unter Beachtung hygienischer Prinzipien und entfernen 
subkutane Infusionen unter Beobachtung der Auswirkungen auf den pflegebedürftigen Men-
schen und erkennen Veränderungen die eine Rücksprache erforderlich machen;  
f) erheben und überwachen medizinische Messwerte insbesondere Puls, Blutdruck, Atmung, 
Temperatur, Bewusstseinslage, Gewicht, Größe und Ausscheidungen, erkennen Abweichun-
gen und reagieren adäquat; 
g) führen einfache Wundversorgungen durch (incl. Wundarten, Wundheilung), legen ärztlich 
verordnete Stütz- bzw. Kompressionsstrümpfe und Kompressionsverbände sowie individuell 
angepasste Bandagen an und erkennen Veränderungen, die eine Rücksprache erforderlich ma-
chen;  
h) verabreichen Mikro- und Einmalklistiere und gewährleisten die Erfolgskontrolle; 
i) verabreichen Sondennahrung über perkutane endoskopische Gastrostomie (PEG);  
j) nehmen einfache Wärme-, Kälte- und Lichtanwendungen vor (z.B. einfache Wickel, Aufla-
gen, Wärmelemente); 
k) leiten zu pflegende Menschen sowie pflegende Angehörige und sonstige nahestehende Be-
zugspersonen in der Handhabung ausgewählten, einfach zu handhabenden Medizinprodukten 
an; 
l) begleiten, betreuen und unterstützen die Menschen bei diagnostischen und therapeutischen 
Maßnahmen. 
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IV. Das eigene Handeln auf der Grundlage von Gesetzen, Verordnungen und ethischen 
Leitlinien entwickeln (gesamt: 30 Stunden) 
1. Mitwirken bei der Sicherung der Qualität der Pflege und der Versorgung in den un-
terschiedlichen Settings       10 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) richten die berufliche Rollenwahrnehmung und -übernahme auf die Aufgabe der Zielset-
zung der Organisation aus; 
b) erkennen die Grenzen der eigenen Handlungsfähigkeit und sind bereit, diese zur reflektieren 
und die betreffende fachkompetente Person herbeizuziehen; 
c) sind sich bewusst, dass die Ausführung der Aufgaben zur Sicherung der Qualität der Pflege 
beitragen. 
 
2. Pflegehandeln an rechtlichen Rahmenbedingungen sowie wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Prinzipien ausrichten      20 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) akzeptieren die Anordnung für übertragene pflegerische und medizinisch-diagnostische 
Maßnahmen und lehnen jene ab, welche den eigenen Ausbildungsstand und die eigene Kom-
petenz überschreiten; 
b) übernehmen die Durchführungsverantwortung, in Abgrenzung mit Anordnungsverantwor-
tung und Übernahmeverantwortung;  
c) geben entsprechende Rückmeldungen zu übernommenen und durchgeführten Maßnahmen 
und dokumentieren diese; 
d) erkennen und minimieren Gefahrenpotentiale im unmittelbaren Arbeitsumfeld und wenden 
Maßnahmen zum Selbst- und Fremdschutz an; 
e) sind sich insbesondere der gesundheitlichen Folgen bei Nichteinhaltung rechtlicher und 
organisatorischer Vorgaben (z.B. Medizinproduktegesetz, Brandschutz) bewusst;  
f) wirken mit bei der Organisation von benötigten pflegerischen und medizinisch-
diagnostischen Verbrauchsmaterialien. 
 
V. Das eigene Handeln auf der Grundlage von wissenschaftlichen Erkenntnissen und 
berufsethischen Werthaltungen und Einstellungen entwickeln (gesamt: 50 Stunden) 
1. Gemeinsam mit den Pflegefachpersonen berufliche Anforderungen auf der Grundlage 
wissenschaftlicher Erkenntnisse bewältigen    10 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) handeln in allen Kompetenzbereichen gemäß pflegerischer Anordnung sowie unter Aufsicht 
und sind sich der Anordnungs- und Übernahmeverantwortung bewusst; 
b) übernehmen Verantwortung für die eigenen Handlungen, die von den Pflegefachpersonen 
übertragen worden sind; 
c) kennen die rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere die berufsrechtlichen und orga-
nisatorischen Vorgaben, verhalten sich entsprechend und sind sich der Konsequenzen bei Ver-
stößen bewusst. 
 
2. Verantwortung für die Entwicklung der eigenen Persönlichkeit (lebenslanges Lernen) 
sowie das berufliche Selbstverständnis übernehmen    40 Stunden 
Die Auszubildenden 
a) lernen das lebenslange Lernen als Teil der persönlichen und beruflichen Weiterentwicklung 
zu verstehen, übernehmen Eigeninitiative und Verantwortung für das eigene Lernen und nut-
zen hierfür auch aktuelle Informations- und Kommunikationstechnologien; 
b) nehmen Anzeichen von Über- oder Unterforderung frühzeitig wahr und kommunizieren 
diese frühzeitig mit Vorgesetzten; 
c) tragen Sorge für die eigene Gesundheit, nehmen Unterstützungsangebote wahr oder fordern 
diese am jeweiligen Lernort ein; 
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d) minimieren physische, psychische und soziale Belastungen durch Anwendung von Grund-
prinzipien entsprechender Konzepte (z.B. Kinästhetik, Rückengesundheit, Validation, Stress-
bewältigung) und Strategien; 
e) kennen grundlegende Prinzipien der Gesundheitsförderung und Prävention als handlungslei-
tend an; 
f) anerkennen die Notwendigkeit von team- und berufsgruppenübergreifender Zusammenar-
beit und handeln entsprechend; 
g) sind sich der gesellschaftlichen Bedeutung von Pflege bewusst und engagieren sich im 
Rahmen des Möglichen für berufsrelevante Fragestellungen.  
 
Hinweis: 
Zur Gestaltung von personenzentrierten Lernsituationen sollen Pflegesituationen von Men-
schen unterschiedlicher Altersgruppen mit gesundheitlichen Problemlagen exemplarisch ver-
bunden werden, wie beispielsweise Erkrankungen der Haut (z.B. Neurodermitis, entzündliche 
Hautveränderungen, Pilzerkrankungen); Erkrankungen der Sinnesorgane (z.B. Kurz- und 
Weitsichtigkeit; Grauer/Grüner Star,  Bindehautentzündung; Hörbeeinträchtigung, Mittelohr-
entzündung); Herz-Kreislauf-Erkrankungen (z.B. Herzinsuffizienz, Koronare Herzkrankheit, 
Arteriosklerose, periphere arterielle Verschlusskrankheit, Myokardinfarkt, Thrombose, Lun-
genembolie; Anämien; Erkrankungen der Atemwege (z.B. Pneumonie, akute und chronische 
Bronchitis, Asthma bronchiale, chronisch obstruktive Lungenerkrankung);Erkrankungen des 
Bewegungsapparates (z.B. Bandscheibenvorfall, Rheumatische Erkrankungen, Osteoporose, 
Fraktur); Infektionskrankheiten (z.B. infektiöse Durchfallerkrankungen, Infektionen mit resis-
tenten Erregern, Harnwegs- und Atemwegsinfektionen, Wundinfektionen); Erkrankungen das 
Verdauungssystems (z.B. akutes Abdomen, Appendizitis, Ileus, Pankreatitis, Gallensteiner-
krankungen, Lebererkrankungen; Gastritis); neurologische Erkrankungen (z.B. Demenz, 
Schlaganfall, Morbus Parkinson); Psychische und psychosomatische  Erkrankungen (z.B. De-
pression); Erkrankungen des Endokrinen Systems (z.B. Diabetes mellitus mit Komplikationen 
und Spätfolgen, Funktionseinschränkungen der Schilddrüse); Tumorerkrankungen (z.B. gutar-
tige/bösartige Tumoren, Rektumkarzinom) 
 
 
 
 
 
 
Die Kompetenzschwerpunkte umfassen die nachfolgenden Kompetenzbereiche mit den 
entsprechenden Mindeststundenzahlen: 
 
I. Bei der Pflegeplanung, Pflegediagnostik und Pflegedokumentation von 
Menschen aller Altersstufen mitwirken 

 
420 Stunden 

II. Kommunikation und Beziehungsgestaltung personen- und situationso-
rientiert gestalten 

 
40 Stunden 

III. Intra- und Interprofessionelles Handeln mitgestalten 130 Stunden 
IV. Das eigene Handeln auf der Grundlage von Gesetzen, Verordnungen 
und ethischen Leitlinien entwickeln und begründen 

 
30 Stunden 

V. Das eigene Handeln auf der Grundlage von wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und berufsethischen Werthaltungen und Einstellungen entwi-
ckeln und begründen 

 
 
50 Stunden 

  
Zur Verteilung: 30 Stunden 
Gesamt: 700 Stunden 
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B Praktische Ausbildung 
 

Pflichteinsätze und Mindeststundenzahl für die praktische Ausbildung je nach Träger der prak-
tischen Ausbildung: 
 
1. Krankenhaus (gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 1) 
Pflegeassistenz bei Menschen aller Altersstufen im konservativen 
und operativen Bereichen 

 
460 Stunden 

Komplementäre Pflichteinsätze:  
a) in der stationären Langezeitpflege mindestens 230 Stunden 
b) in der ambulanten Versorgung bzw. teilstationäre Pflege  230 Stunden 
 
2. Stationäre Langzeitpflege (gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 2) 
Pflegeassistenz bei Menschen aller Altersstufen in der stationären 
Langzeitpflege 

 
460 Stunden 

Komplementäre Pflichteinsätze:  
a) in operativen Bereichen im Krankenhaus mindestens  230 Stunden 
b) in der ambulanten Versorgung bzw. teilstationäre Pflege  230 Stunden 
 
3. Einrichtungen der ambulanten Versorgung bzw. teilstationäre Pflege (gemäß § 7 Ab-
satz 2 Nummer 3) 
Pflegeassistenz bei Menschen aller Altersstufen in der ambulanten 
Versorgung bzw. teilstationäre Pflege 

 
460 Stunden 

Komplementäre Pflichteinsätze:  
a) in operativen Bereichen im Krankenhaus mindestens 230 Stunden 
b) in der stationären Langezeitpflege 230 Stunden 
  
Zur Verteilung: 30 Stunden 
 
Hinweis:  
Im Ausbildungsplan ist zu berücksichtigen, dass der erste und letzte praktische Einsatz mög-
lichst in der Einrichtung durchgeführt wird, in der auch die praktische Prüfung stattfinden 
wird. Es wird empfohlen, dass dies beim Träger der praktischen Ausbildung erfolgt. 
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         Anlage 2 
         (zu § 5 Abs. 4) 
 
 
 
______________________________ 
       (Bezeichnung der Schule) 
 
 
 

Bescheinigung 
über die Teilnahme an den Ausbildungsveranstaltungen 

 
 

Name, Vorname 
  
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
Geburtsdatum      Geburtsort 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
hat in der Zeit vom     bis 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
regelmäßig und mit Erfolg an dem theoretischen und praktischen Unterricht und der prakti-
schen Ausbildung als Auszubildende oder Auszubildender in der generalistischen Pflegefach-
assistenzausbildung teilgenommen. 
 
Die Ausbildung ist – nicht – über die nach der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den 
Beruf der generalistisch ausgebildeten Pflegefachassistentin und des Pflegefachassistenten - 
PflfachassAPrV vom 9. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1216) - zulässigen Fehlzeiten hinaus - 
um Tage 1) unterbrochen worden. 
 
Ort, Datum 
 
__________________________________   (Stempel) 
 
__________________________________ 
(Unterschrift) der Schulleitung 
 
1) Nichtzutreffendes streichen 
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             Anlage 3 
             (zu § 28 Abs. 2) 
 
Die Vorsitzende/der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 
 

Zeugnis 
 

über die staatliche Prüfung in der generalistischen Pflegefachassistenz 
 
Name, Vorname 
 
 
_________________________________________________________________________ 
 
Geburtsdatum       Geburtsort 
 
 
_________________________________________________________________________ 
 
hat am ______________________die staatliche Prüfung in der generalistischen 
Pflegefachassistenz nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den 
Beruf der Pflegefachassistentin und des Pflegefachassistenten - PflfachassAPrV  
vom 9. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1216) - vor dem staatlichen Prüfungsausschuss bei der  
 
_________________________________________________________________________  
 
in __________________________________ bestanden. 
 
Sie/Er hat folgende Prüfungsnoten erhalten: 
 
1. im schriftlichen Teil der Prüfung    „_______________“ 
 
2. im mündlichen Teil der Prüfung    „_______________“ 
 
3. im praktischen Teil der Prüfung    „_______________“ 
 
Gesamtnote der staatlichen Prüfung   „_______________“ 
(auf der Grundlage der Prüfungsnoten nach den Nummern 1 bis 3) 
 
 
Ort, Datum 
 
        ( Siegel ) 
 
 
_____________________________ 
(Unterschrift des Prüfungsvorsitzes) 
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         Anlage 4 
         ( zu § 2 Abs. 1) 
 
 
 
 

Urkunde 
über die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung 

 
 

„_____________________________“ 
 

 
Name, Vorname 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
geboren am      in 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
 
erhält mit Wirkung vom heutigen Tage aufgrund des § 1 der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für den Beruf der Pflegefachassistentin und des Pflegefachassistenten - 
PflfachassAPrV vom 9. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1216) die Erlaubnis, die 
Berufsbezeichnung 
 

„___________________________“ 
 

zu führen. 
 
 
 
Ort, Datum 
 
__________________________________   (Siegel) 
 
 
__________________________________ 

( Unterschrift ) 
 
 
 
 

– GV. NRW. 2020 S. 1216
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Dritte Verordnung
zur Änderung der Corona-Epidemie- 

Hochschulverordnung

Vom 11. Dezember 2020

Auf Grund der § 13 Absatz 1 Satz 4 und 5 und § 82a Ab-
satz  1 Satz  1, Satz  3 Nummer  1 des Hochschulgesetzes 
vom 16. September 2014 (GV. NRW. S.  547), von denen 
§ 13 Absatz 1 Satz 4 und 5 durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S.  425, ber. S.  593) sowie 
§ 82a Absatz 1 Satz 1 durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) neu gefasst und § 82a 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 1. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1091) eingefügt wor-
den sind, sowie des § 73a Absatz 1 Satz 1, Satz 3 Num-
mer  1 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 2008 
(GV. NRW. S. 195), von denen Absatz 1 Satz 1 durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S. 218b) eingefügt und Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Dezember 2020 (GV. NRW. 
S.  1091) geändert worden sind, verordnet das Ministe-
rium für Kultur und Wissenschaft:

Artikel 1

Die Corona-Epidemie-Hochschulverordnung vom 15. 
April 2020 (GV. NRW. S.  298, ber. S.  316a), die zuletzt 
durch Verordnung vom 31. Oktober 2020 (GV. NRW. 
S. 1046, ber. S. 1060) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.  § 3 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

  „(4) Die Universitäten und Fachhochschulen im Sinne 
des §  1 Absatz  2 des Hochschulgesetzes sowie die 
Kunsthochschulen im Sinne des §  1 Absatz  2 des 
Kunsthochschulgesetzes prüfen, ob die Möglichkeit 
einer Stimmabgabe in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Onlinewahlverordnung vom 30. Oktober 
2020 (GV. NRW. S. 1056) eingeführt wird. Hinsichtlich 
der Stimmabgabe in elektronischer Form muss die 
wählende Person oder deren Hilfsperson gegenüber 
der Wahlleitung abweichend von § 7 der Onlinewahl-
verordnung nicht an Eides Statt unter Angabe des Ta-
ges versichern, dass sie die Stimme persönlich oder 
als Hilfsperson gemäß dem erklärten Willen der wäh-
lenden Person gekennzeichnet habe.“

2.  § 4 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

  „(5) Die Studierendenschaften der Universitäten und 
Fachhochschulen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Hoch-
schulgesetzes sowie der Kunsthochschulen im Sinne 
des § 1 Absatz 2 des Kunsthochschulgesetzes prüfen, 
ob die Möglichkeit einer Stimmabgabe in elektroni-
scher Form nach Maßgabe der Onlinewahlverordnung 
vom 30. Oktober 2020 (GV. NRW. S. 1056) eingeführt 
wird.“

3.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden die Wörter „Absatz  2 sowie 
Absatz  3“ durch die Wörter „Absatz  3 sowie 
hinsichtlich der Beschlussfassung im Umlauf-
verfahren Absatz  2“ ersetzt und die Wörter 
„mit Ausnahme der Sitzung im Sinne des § 17 
Absatz  1 Satz  3 des Hochschulgesetzes“ ge-
strichen.

  bb)  Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:

    „Die Wahl der Mitglieder des Rektorates kann 
auch durch eine Abgabe der Stimmen in elekt-
ronischer Form sowie durch Briefwahl erfol-
gen. Soll die Wahl nach Satz 2 durch eine Ab-
gabe der Stimmen in elektronischer Form er-
folgen, gelten hinsichtlich dieser Stimmabgabe 
die Regelungen der Onlinewahlverordnung mit 
Ausnahme ihrer § 2 Absatz 2, § 3 Absatz 1 und 
§ 7. Soll die Wahl nach Satz 2 durch Briefwahl 
erfolgen, regelt die Wahlordnung hierzu das 
Nähere.“

 b)  Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In dem Satzteil vor Nummer  1 werden nach 
dem Wort „ob“ die Wörter „die Sitzungen des 
Gremiums“ eingefügt.

  bb)  In Nummer 1 werden die Wörter „die Sitzung 
des Gremiums“ gestrichen.

  cc)  In Nummer 2 wird das Komma durch das Wort 
„oder“ ersetzt.

  dd)  In Nummer 3 wird das Wort „oder“ durch ein 
Semikolon ersetzt.

  ee)  Nummer 4 wird aufgehoben.

4.  § 7 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 4 wird wie folgt gefasst:

   „Die Sätze 1 bis 3 gelten vorbehaltlich anderer Re-
gelungen des Rektorates.“

 b)  Sätze 5 bis 7 werden gestrichen.

 c)  Der folgende Satz wird angefügt:

   „Die Sätze 1 bis 3 gelten für die staatliche Zwi-
schenprüfung und die Erste Staatsprüfung zur 
„staatlich geprüften Lebensmittelchemikerin“ und 
zum „staatlich geprüften Lebensmittelchemiker“ 
nach der Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung zur „staatlich geprüften Lebensmittelche-
mikerin“ und zum „staatlich geprüften Lebensmit-
telchemiker“ vom 12. Dezember 2005 (GV. NRW. 
2006  S.  23), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 30. November 2019 (GV. NRW. S. 893).“

5.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden nach der Angabe „2020“ die 
Wörter „oder im Wintersemester 2020/2021“ 
und nach dem Wort „um“ das Wort „jeweils“ 
eingefügt.

  bb)  Der folgende Satz wird angefügt:

    „Satz 1 gilt hinsichtlich der Erhöhung der in-
dividualisierten Regelstudienzeit des Winter-
semesters 2020/2021 nicht für Studierende der 
Kunsthochschulen im Sinne des §  1 Absatz  2 
des Kunsthochschulgesetzes, soweit Regelun-
gen des Rektorates dies bestimmen.“

 b)  In Absatz 2 werden nach dem Wort „ist,“ die Wör-
ter „für das Sommersemester 2020 oder das Win-
tersemester 2020/2021 bereits“ und nach dem Wort 
„um“ das Wort „jeweils“ eingefügt.

6.  § 12 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

  „Das Rektorat kann zudem Regelungen betreffend die 
Art und Weise des Nachweises einer studiengangbezo-
genen besonderen Vorbildung, künstlerischen oder 
sonstige Eignung oder praktischen Tätigkeit im Sinne 
des § 49 Absatz 7 des Hochschulgesetzes und § 41 Ab-
satz 7 des Kunsthochschulgesetzes erlassen.“

7.  § 17 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird das Wort „Ihrer“ durch das Wort 
„ihrer“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 wird die Angabe „31. Dezember 2020“ 
durch die Angabe „1. Oktober 2021“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 6 tritt 
zum 18. April 2020 in Kraft.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Die Ministerin
für Kultur und Wissenschaft

des Landes Nordrhein-Westfalen

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2020 S. 1234
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Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur elektronischen Durchführung 
von Verfahren nach der Landesbauordnung 2018 

auf dem Bauportal.NRW

Vom 11. Dezember 2020

Auf Grund des § 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 der Lan-
desbauordnung 2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 
S. 421), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Dezem-
ber 2020 (GV. NRW. S. 1109) geändert worden ist, verord-
net das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung nach Anhörung des fachlich zuständigen 
Ausschusses des Landtags:

Artikel 1

Die Verordnung zur elektronischen Durchführung von 
Verfahren nach der Landesbauordnung 2018 auf dem 
Bauportal.NRW vom 31. August 2020 (GV. NRW. S. 820) 
wird wie folgt geändert:

1.  In der Überschrift wird die Angabe „VO“ durch die 
Wörter „Verordnung zum“ ersetzt.

2.  § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  2 werden nach dem Wort „Antrag“ die 
Wörter „oder eine Anzeige“ eingefügt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

   „Reicht die Bauherrschaft den Antrag oder die An-
zeige unter Nennung einer oder eines bauvorlage-
berechtigten Entwurfsverfassenden ein, muss die 
Bauaufsichtsbehörde die oder den Entwurfsverfas-
senden hierüber informieren.“

3.  In §  10 wird die Angabe „2020“ durch die Angabe 
„2025“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Die Ministerin
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2020 S. 1235
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